Biertetiähriger Abonnementöor. in Evaslac 5 Mart Wochen. lbonnem. 50 Pf. 
außer bald pre Quartal imi Verte & Mart 56%, -- Inſerttonsgebühr für den 
Naum einer ſecherbeuligen Petin Zeile 20 b., . Pf. 


Nr. 48. Mittag Ausgabe. 


— 


Deutſchland. 
0. ©. Reichstags⸗Verhandlungen. 


40. Sitzung vom 28. Januar 
11 Uhr. Am Tische des Bundesratheg: A von Amsberg, Hof, 


mann u. * 
Das Haus ſetzt die zweite Berathung über die der Commiſſion ni 
iſſion nicht über: 
w d kent ag * Strafgefeh Hop elle weiter fort. 
2 a r Regierungsvorlage: 
5 Waal oder anderer Nel ene welcher in Ausübung oder 
el cher in der Ausübung feines Berufß vor einer Menſchenmenge, 
lungen b fin in einer Kirche oder an einem anderen zu religidien Verſamm⸗ 
den öff Allen Dai vor Mehreren Angelegenbeiten des Staates in einer 
Hindi etlichen Frieden gefährdenden Weiſe zum Gegenſtande einer Ver⸗ 
dis ‚sung oder Erörterung macht, wird mit Gefängniß oder Feſtungshaft 
61 zwei Jahren beſtraft. IR 
Gleiche Strafe trifft denjenigen Geistlichen oder anderen Religionsdiener, 
welcher in Ausübung oder in Veranlaſſung der Ausübung ſeines Berufes 
Schriftſtücke außgiebt oder verbreitet, in welchen Angelegenheiten des Staates 
in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weile zum Gegenſtande einer 
erlündigung oder Erörterung gemacht find. 

Der Paragraph unterſcheidet ſich don der bisherigen Faſſung durch die 
Hinzufügung des zweiten Abſatzes und durch die Streichung des Wortes 
z ſffentlich“ hinter den Worten „oder in Veranlaſſung der Ausübung 
eines Berufes.“ 

Abg. Struckmann (Diepholz) beantragt das Wort „öffentlich“ in die 

orlage wieder einzufügen. N e 

Abg. Herz: Obwohl meine Partei glaubt, daß mit dieſem, dem ſogenaunten 
Kanzelparagraphen, der erſte Schrut zur Trennung des ſtaaflichen und kirch⸗ 
ichen Gebietes gethan ſei, ſo werden wir heute doch aus Gründen, die der 

eciellen Faſſung der Vorlage entnommen ſind, gegen dieſelbe ſtimmen. 
die Weglaſſung des Wortes „oͤffentlich“ gegen die bisberige Faſſung iſt nicht 
eine Verbeſſexung, ſondern eine Verſchlechterung, denn das Kriterium der 
Strafbarkeit liegt gerade darin, daß ein Geiſtlicher oder anderer Religions⸗ 
tener öffentlich in einer Versammlung unter Mißbrauch ſeines Berufes 
oder Predigtamtes die Leute aufreizt. Eine Gegenrede gegen eine ſolche An⸗ 

Mache eines Geiſtlic en iſt ausgeſchloſſen und darum wird in dieſem Falle 

demand die Gefährlichkeit der Handlung leugnen. Durch die Weglaſſung 

8 Wortes „öffentlich“ würde den kleinlichſten polizeilichen Chilanen Raum 
degeben. Die Hinzufügung des zweiten Abſatzes it mindeſtens überflüͤſſig, 
Fr iſt ein derartiges Schriſtſtück oder Preßerzeugniß nach den beſtehenden 
ein den, nach dem Preß⸗ oder Strafgeſetz ſtrafbar, fo kann auch jetzt ſchon 
nicht eiultechtliche Verfolgung des Thäters eintreten, im andern Falle i 

und u zuſeden, wesbalb ein Emſchreiten erfolgen ſoll. Wir alle ſind einig, 
St es haben dies auch die bisherigen Abstimmungen bewieſen. daß die 
tafgeſetzunovelle in weſentlichen Beſümmungen, und erade in den den Ner 
Ferungen wichtigſten, äußerſt reactionär iſt und Beſtimmungen vorſchlagt, 
wie ſie in keinem Culturſtaate Europas beſteben. Angeſichts ſolcher . 
ungen kann man ſich kaum entschließen, froh in den Culturkampf zu geben. 
it es mit dieſem den Regierungen ernſt, fo müſſen andere Wege einge: 
ſchagen werden: man ſuche die Schule von den unerträglichen Feſſeln der 
Kirche zu befreien, man forge für eine dem Geiſte des Civilſtands⸗Geſetzes 
eutſprechende Ausführung deſſelben und unterlaſſe Einwirkungen auf 
Civil, und Milttärperſonen, die einen offenbaren eg bedingen, 
man eniſchließe ſich zu ganzen Geſetzen ſtatt zu halben. So wenig es ge 
dae wird, durch Beſtimmungen, wie die geſtern vertheidigten, die Social: 
cmotratie zu bändigen, fo wenig wird man duich diefen Paragraphen des 
liramontanismus Herr werden. \ 
Abg. b. Maden Op: Die Auslafung den Wonne dend. 
für die in den Motwen jede Begründung fehlt, iſt eine ſehr bedenkliche Ver⸗ 
8 Sind ſchon die Worte „in einer den öffentlichen Pn gefähr⸗ 
denden Weiſe“ einer ſehr verſchiedenen Auslegung fähig, ſo machen die 
Weiteren Voraueſczungen vor einer Menſchenmenge“ und „in Veranlaſſun 
der — ſeines Berufes“ den Paragraphen noch dehnbarer, denn na 
meiner iuriſtiſchen Auffaſſung iſt eine Menſchenmenge eine Mehrheit menſch⸗ 
licher Porſonen, mögen es auch nur zwei oder drei ſein, und jedes 1. B. bei 
einem Taufacte in einem Haufe gesprochene Wort iſt in Veranlaſſung der 
Ausübung des Berufes geſprochen. Sit der Geistliche, wie in den meiſten 
allen, Seelſorger, jo iſt er ſogar deſtändig in Ausübung feines Amtes. 
as einzige Gegengewicht lag bisher in dem Worte „öffentlich“, feine 
Susichung macht für mich den Paragraphen unannehmbar. _ 
ſch Bundescommiſſar v. Amsberg: Es handelt ſich bier um ein Delict, deſſen 
e Begehung ebenſo ſchwer wiegt, als die mündliche. Deshalb haben 
ben ‚Reyierungen in Conſequenz des bisherigen Wortlauts des Paragraphen, 
eſtarkt durch die gemachten Erfahrungen geglaubt, vie schriftliche Form des 
elleis der mündlichen ganz gleichſtellen zu müſſen. ; 
1 der Abſtimmung wird das Amendement Strudmann (Diepholz) 
136 großer Majoruat angenommen und ſodann die Regierungsvorlage mit 
ar! gegen 132 Stimmen abgelehnt. (Gegen dieſelbe ſtimmt die Fort⸗ 
Thel der das Centrum, die Polen und Socialdemokraten, der größere 
5 eil der Conſervativen, ſowie die Abgeordneten Lasker, von Fordenbed 
Bre Miauel. Für die Vorlage: die Mehrzahl der Nationalliberalen, die 
R eiconſervativen und von den Conſervativen die Abgeordneten von Putt ⸗ 
amer (Seneburg), von Denzin und Graf Eulenburg, ſowie die Abgg. Löwe 
und A1 beten 
>! beitimmt: „Wer dadurch, daß er erdichtete oder entstellte That: 
ſachen Iffentllich behauptet oder verbreitet, ingleichen wer Fu ch bien 
8 Anmäbungen oder Verhöhnungen Staatseinrichtungen 
Dan nordnungen der Obrigkeit oder das Reich oder einen 
eſtaat ſelbſt verächtlich zu machen ſucht, wird mit Gelo⸗ 


De u zu ſechshundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 


Die bisherige Faſſun | 
k jung des Paragraphen lautet: Wer erdichtete oder ent⸗ 
Real deen wiſſend, daß ſie erdichtet oder entitellt find, 
a oder verbreitet, um dadurch Staatseinrichtungen oder 
zu smeihunbert 5 Obrigkeit verächtlich zu machen, wird mit Geldſtraſe bis 
Are alern oder Geſängniß bis zu N Jahren beſtraft. 
an en“: „09 2 8 70 binter dem Worte: „Staatseinrichtungen“ 
. 8 träge“. RR 
kn Leal ee Ungebildete kann nicht begreifen, wie die Staats: 
allen Lafer kann, ke nemähungen, wie fie fortwährend vorkommen, ge: 
an, was in der Zeit des 5 ſie als direkte Verleitungen zum Ungeborſam 
lichſten iſt. Wenn wir — gemeinen gleichen Stimmrecht? am allergefähr⸗ 
ſo wollen wir uns dur e em runde für die Vorlage ſtimmen werden, 
richtungen öffentlich zu Keren. das Recht verkümmern laſſen, Staatsein⸗ 
Gefahr, dadurch dem Strafgeſetz und, wenn nöthig, ſcharf zu kritifiren. Die 
gar nicht, denn es foll nur der beft verfallen, beſtebt nach der Vorlage auch 
Verböhnung von Staatseinri raſt werden, der dabei die Abſicht der 
; nrichtungen hat 
Bundesbevollmächtigter Weimann See: 8 
Hauſes erſcheint es als ein Wagniß, auch eſſen): Bei der e des 
eit für einen ſogenannten politiſchen A die Aufmerkſamkeit der Mehr⸗ 
uſpruch zu nehmen. Die Mehrheit hat en der Strafgeſetznovelle in 
nen Widerſtand entgegengeſtellt, daß ich die Aussicht einen ſo ee 
ünftigere Stimmung zu erringen, lediglich ale 80 den 5 5 9 5 
uchtlich erfolgloſen Anſtiftung don meiner Seite e ah 9905 
er peinliche Eindruck der geſtrigen Sitzung noch ni . 


N ch nicht verwiſcht iſt. Man 
at ſich über das Ungenügende der Motivs zur Novell 5 
Material beichmert. Run bat der prend Steam ue des June 


an 

Graf zu Eulenbur in Bild d f 
l g, Ibnen geſtern ein Bild der Beſtrebun : 
emotratie mit einer Rube, Obiectivität und Klarheit en 
Käglanet war. Das Haus bat ihm mit Aufmerkſamkeit zugehört und nach⸗ 
wadlic bat man ihm die ſtärkſten Vorwürfe darüber gemacht, daß er es ge⸗ 
a b bat, dem Haufe Dinge vorzutragen, die längit bekannt ſeien. 805 
e, mein verehrter Landsmann Bamberger war nicht glücklich inſpirirt, 
er geſtern die Gelegenheit ergriff, um feine wohlbegründete Entrüſtung 


Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


über gewiſſe Angriffe gegen ihn bei der Berathung des $ 128 kundzugeben. 
Er hätte bierzu eine andere Gelegenheit wählen ſollen und würde dann nicht 
Veranlaſſung gegeben haben, daß die Debatte den gereizten Charakter bekam, 
den ſie überhaupt angenommen hat. Ich knüpfe an dieſen Vorgang die 
Bitte an, daß Sie in der weiteren Beratbung der politiſchen Paragraphen 
ebjectid, rubig und ohne perſönliche Gereiztheit fortfahren möchten. Es ſteht 
bei dieſen Paragraphen ſehr viel auf dem Spiele, und der Ausgang der 
Debatten wird, wenn ich mich nicht ganz täuſche, auf die künftige Geſtaltung 
der politiſchen Verhältniſſe von Einfluß fein. Ich für meine Perſon würde 
es lebheft beklagen, wenn das Verhältniß der Regierungen zu dieſem Haufe 
und namentlich zu der Partei, die bisher den Kern in der Mehrheit des 
Hauſes bildete, erſchiutert und verrückt würde. Ich babe aber das Gefühl, 
daß ein fo ernſtes Zerwürfniß allerdings droht, wenn, wie bisher, die poli⸗ 
tiſchen Paragraphen der Strafgeſetznovelle, ohne daß man auch nur gründ⸗ 
lich und eingehend prüft und erwägt (Obo! Ruf: das iſt ſtark!), als reactio⸗ 
näte Politik zurückgewieſen werden. 

Präſident v. Forckenbeck: Ich muß den Herrn Redner unterbrechen. 
Ich muß das Haus auf das Eniſchiedenſte gegen den Vorwurf verwahren, 
daß es feine Beſchlüſſe nicht nach gründlichen Erwägungen gefaßt hat. (Leb⸗ 
hafte Zuſtimmung.) 

Der Herr Bevollmächtigte fährt fort: Ich ſage, wenn man Be: 
immungen gegenüber, die die Regierungen vorgeſchlagen haben, um be» 
timmten Mißbräuchen ale ee lediglich damit oppon irt, daß man 
agt, es iſt eine reactionäre Poluik, fo wird man den Gründen der Regie⸗ 

rung nicht hinreichend gerecht. Ich darf wogl an die Verpflichtung der 
Mitglieder des hohen Hauſ⸗s, die Gründe der Regierung ſorgfältig zu prüfen, 
appelliven. Der Allarmruf in der Preſſe vor dem Bekanntwerden des 
Wortlautes der gegenwärtigen Vorlage, daß hier reactionäre Tendenzen 
Seitens der Regierungen verfolgt würden, ging von den Organen derjenigen 
Parteien aus, deren Agitationen durch das Zuſtandekommen der Strafgeſetz⸗ 
novelle beſchränkt werden ſollen. Obwohl dieſe Befürchtungen zum großen 
Tbeil gehoben ſind, ſo klingen ſie doch immer wieder an. Für meine Re⸗ 
gierung kann ich erklären, daß fie keineswegs aus Luft an politiſchen Pros 
zeſſen dieſem Paragraphen zugeſtimmt hat, ſondern lediglich aus der Ueber⸗ 
zeugung, daß die Paragraphen des gegenwartigen Strafgeſetzes nicht aus⸗ 
reichen, um das Vaierland in ſeinen höchſten Gütern genügend zu ſchützen. 
Ich babe nun die ernſte Abſicht, eine Verſtändigung in Betreff des § 131 
anzubahnen und deshalb nicht gerade auf der vorgeſchlagenen Faſſung zu 
beſteben. Eine Faſſung wird ſich ſinden laſſen, wenn Sie nur einen rich⸗ 
tigen Gedanken in dem § 131 finden. Es handelt ſich um die Ehre des 
Staates und das Strafrecht iſt beſtimmt, die Nation nicht blos im Beſitz 
ihrer materiellen, ſondern auch ihrer geiſtigen und ſittlichen Güter zu 


ſtI ſchützen. Der Abgeordnete Windthorſt hat geſagt, es gäbe nichts Fataleres, 


als wenn man das Strafrecht mit der Politik in Verbindung bringe. Im 
Gegentheil, Strafrecht und Politik ſind gar nicht von einander zu trennen; 
freilich, wenn man unter Politik nicht daſſelbe verſteht, wie der Abg. Windt⸗ 
BR 15 t ea bat, ſondern das, was das deutſche Wort „Staats: 
unſt“ bezeichnet. 5 * 
Zu den Gütern aber, zu deren Schutz die Politik das Strafrecht an⸗ 
wenden muß, gehört vor allem die Ehre des Staates. Auf die Verfaſſung 
des betreffenden Staates kommt dabei nichts an, und wenn ich im Laufe 
meines Vortrages von der Ehre des Staates ſpreche, jo verſtehe ich in Bezug 
auf Deutschland darunter die Ehre des Reiches ebenſogut wie die der ein: 
eluen Staaten. Ich glaube, daß der Staat berufen iſt, dieſe Ehre zu 
chüzen, wie er es thut, wenn fie von Außen angetaſtet wird. Die Ehre 
des Staates gegen innere Feinde zu ſchützen, bietet allein das Strafgeſetzbuch 
die Mittel. Zwar ſchließt die Anwendung dieſes einzigen Mittels, das die 
Nation beſtimmt, eine Beſchränkung der eigenen Freiheit ein, aber jede Partei 
wird ſich dieſe Beſchränkung ſelbſt auferlegen müllen, wenn ſie ihre Pflicht, 
auch bei der freieſten Aeußerung der Meinungen die Ehre des Staates zu 
chützen, erfüllen und den Namen einer patrioliſchen Partei verdienen will. 
m vorliegenden Fall bedarf es alſo nur noch des Nachweiſes, daß die vor⸗ 
dandenen Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches nicht hinreichen zum Schutz 
der Staatsehre. Ich kann ihn führen. Ich weiſe einfach nach, wie nach 
unſerem Strafgeſez die Ehre des Staates weniger geſchützt it als die des 
Privaten. Der Gebrauch beſchimpfender Ausdrücke gegen einen Privatmann 
iſt als Beleidigung nach § 185 ſtrafbar, der Gebrauch ſolcher Ausdrucke 
egen den Staat und gegen Staatseinichtungen wird nicht beſtraft. An 
trafbeſtimmungen für Ehrverletzungen gegen einzelne Perſonen, welche den 
Staat repräſenuren, fehlt es nicht. Der einzige Paragraph, der ſich auf 
Staatseinrichtungen bezieht, iſt eben § 131, und wenn Sie den detrachten, 
werden Sie finden, daß man ſich auf den Fall beſchränkt, ob eine Verletzung 
der Ehre dadurch geſchieht, daß beſtimmte Thatsachen, die nicht wahr ſind, 
behauptet werden. Es fallen alſo außerhalb der Strafe des § 131 alle die 
Beleidigungen, die in beſchimpſenden Ausdrücken ohne Behauptung einer 
Thatſache beſtehen. Unter allen Umitänden muß bewieſen werden, daß dieſe 
Thatſachen mit dem Bewußiſein ihrer Erdichtung oder Entſtellung öffentlich 
behauptet werden. . 5 
Der Beweis ift aber in den allerwenigſten Fällen möglich, wenn nicht 
etwa der Angeſchuldigte ſelbſt es zugeſteht, wider beſſeres Wiſſen gehandelt 
u haben, ſo wird es nicht möglich ſein, ihm nachzuweiſen, daß er gewußt 
at, die Thatſache, die er behauptete, jet falſch. Als der Entwurf des Straf: 
eſetzbuches dem norddeutſchen Reichstage vorgelegt wurde, fehlten noch die 
orte, „wiſſend, daß fie erdichtet oder entſtellt find“, fie kamen erſt bei der 
zweiten Berathung durch ein Amendement hinzu. Der Abg. Lasker bean: 
tragte damals die Streichung des ganzen Artikels, weil er von der theoreti⸗ 
ſchen Anſchauung ausging, daß Einrichtungen des Staates, Anordnungen 
der Obrigkeit unperfönlihe Dinge ſeien, die nicht beleidigt werden könnten. 
Juriſtiſch könne man nicht von Verleumdung von Dingen ſprechen, die keine 
lebendigen Perſonen find und kein Ehrgefühl haben, wenn aber dennoch der 
Reichstag den Paragraphen aunehmen wollte, dann müßte man bei der 
daitten Leſung auf eine Faſſung bedacht fein, die ihn wenigſtens in den 
allermeisten Fällen unſchädlich machte. Dieſes iſt ſchon in der zweiten Les 
durch die Einfügung der Worte, „wiſſend, daß fie erdichtet oder eniſtellt 
ſind“, geſchehen. Vergleicht man die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches, 
welche die Ehre des Staates gegen Beeinträchtigungen ſchützen ſollen, mit 
denen, welche Private betreffen, jo ſtellt ſich heraus, daß der Gebrauch ber 
ſchimpfender Ausdrücke gegen Private, gegen einzelne Perſonen oder Behör⸗ 
den ſtrafbar iſt, daß er dagegen nicht ſtrafbar iſt, wenn er gegen das Reich 
oder einen Bund esſtaat gebraucht wird. Wenn beſtimmte Thatſachen bes 
bauptet werden in Bezug auf Private oder Behoͤrden, und zwar unwahre, 
dann genügt zur Beſtrafung ſchon der Nachweis, daß ſie unwahr ſind oder 
nicht erweislich wahr find. Es kommt nicht darauf an, ob der, welcher die 
Aeußerung geihan hat, von der Unwahrheit überzeugt war. 
enn 
feiner Ehre ſchädigt, jo wird er beſtraft, thut er daſſelbe in Bezug auf An⸗ 
ordnungen des Staates und ber, Obrigkeit, dann muß erſt nachgewieſen wer: 
den, daß er das Bewußtſem der Falſchheun der Thatſachen gehabt hat. Das 
factiſche Reſultat davon iſt, daß jeden Tag die gröbſten Beſchimpfungen des 
Reiches und des Staates in der Parteipreſſe vorkommen, ohne daß die 
Möglichkeit eines Einſchreitens vorliegt. Ich ſpreche bier aus meiner drei⸗ 
jährigen Erfahrung: in meiner Stellung in Darmſtadt, in der ich fortwährend 
die ſehr unerquickliche Aufgabe habe, die Preſſe in ibrer Wirkſamleit zu 
beobachten und ich kann darnach berſichern, daß das Reich jeden Tag in der 
ſchändlichſten Weile als ein Reich der Sünde, der Knechtſchaſt, der Tyrannei, 
der Volksausſaugung hingeſtellt wird u. ſ. w. Ich habe ſchon oft den 
Art. 131 darauf angeſehen, ob nicht ein Einſchreuen dagegen möglich iſt. 
Es iſt nicht allein di dabei in Frage kommende Verletzung des nationalen 
Ehrgefühls, die ſchon rechtfertigt, daß ſtrafend eingeſchritten wird, ſondern es 
wirkt auch in anderer Weiſe gefabrlich, wenn das Volk jeven Tag ſieht und 
lieſt, daß das Reich ungeſtraft geſchmäht werden kann, indem ſich bei ihm 
allmälig die Achtung vor dem Reich verliert. Bedenken Sie doch, daß wir 
kein alter Staat find, daß bei uns die Chrfurdt vor dem Staat und den 
Staatseinrichtungen, wie ſie in anderen Ländern, z. B. in England bei allen 
Parteien herrſcht, und fie bei ihren Agitationen einſchränkt, noch licht vor ⸗ 
banden iſt, daß bei uns erſt die Ehrfuccht und Achtung vor dem Reich im 


Jemand einem Andern eine falſche Thatſache nachſagt oder ihn in h 
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Zeitun 


1 
Expedition; Herrenſtraße Nr. 20. Nußerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, weiche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tazen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 29. Januar 1876. 


Volke geſchaffen werden muß und das, glaube ich, wird ſyſtematiſch ver⸗ 
bindert durch das Beſtreben der Parteien, dem Reiche gegenüber in der Be⸗ 
völkerung kein anderes Gefühl aufkommen zu laſſen, als das des Haſſes und 
der Verachtung. Ich glaube, daß der Reichstag, wenn er anerkennt, Me 
das Strafrecht auch dazu ſei, um die materielle Ehre gegen den Angri 
ihrer Feinde zu ſchützen, alle Urſache hat, gründlich zu erwägen, ob nicht 
unter den heute beſtehenden Verhältniſſen eine Verschärfung des § 131 noth⸗ 
wendig iſt. Ich mache dabei vorzugsweiſe noch auf eins aufmerkſam und 
wende mich dabei an die Herren Juriſten im Hauſe, ich glaube, das Reich 
bat doch Anſpruch darauf, in feiner Ehre, in dem Anſeben, das es genießt 
und genießen muß, mindeſtens ebenſo geſchützt zu ſein, als die Kirche. 
Wenn das Reich der Kirche einen Schutz gemättt, fo ſehe ich nicht aus 
. ein, warum das Reich ſich ſelbſt nicht ebenſoſehr 
tzen ſoll. 

Ich balte den die Kirche ſchützenden § 166 des Strafgeſetzhuches für ges 

rechtfertigt, aber warum ſoll Jemand, der den Staat oder Staatseinrichtun⸗ 
gen beſchimpft, nicht ebenſo beſtraft werden? Es iſt ſonderbar, daß während 
der Staat die Intereſſen der Kirche ſchützt und ſie zu ſchützen gezwungen iſt, 
er von der ultramontanen Preſſe geſchmäht werden kann. Man ſagt, die 
Preſſe ſelbſt enthalte auch das Gegengift. Das iſt wobl richtig, wenn es ſich 
darum handelt, Meinungen auszutauſchen, aber wenn ein ultramontanes 
oder ſocialdemokratiſches Blatt das Reich beſchimpft, fo iſt das kein Gegen» 
gift, wenn liyerale Blätter die Kirche beſchimpfen; fo iſt aber die Gegenwir⸗ 
kung der Preſſe, ich betrachte ſie ſehr genau. Je ſchärfer die erſteren Blätter 
angreifen, um ſo ſchärfer repliciren die liberalen, und zwar hetzt jeder die 
eigene Partei. Die Preſſe wirkt nicht in dieſem Sinne als Gegengift, daß 
der andere Theil ſich beruhigt, ſondern die Preſſe betzt nur die eigene Partei 
noch mehr auf, und das iſt auf dem confeſſionellen Boden ſehr gefährlich. 
Ich bin nicht ſehr ängſtlich, ich vertraue nicht ſowohl der Einwirkung der 
Preſſe gegenüber den ſocialdemokratiſchen und ultramontanen Beſtrebungen, 
ſonbern ich vertraue auf das geſunde Phlegma, das in unſerem Volke herrſcht 
und von dem es noch einen großen Vorrath bat Wenn dieſes einmal auf⸗ 
gezehrt iſt, wenn es ſich in Pathos umgeſetzt haben wird, wird es ſehr 
ſchwer ſein, in Deutſchland die Ordnung aufrecht zu erhalten. Es iſt ſehr 
gefährlich, ſich ein zu poetiſch ideales Bild von unſerem Volke zu machen; 
wenn man ſeine eigene edle und 2 1 Geſinnung auf das Volk über⸗ 
trägt, irrt man ſich gewaltig. Es iſt ein m. von Rohbeit in unſerem 
Volke vorhanden, von dem ſich in den Motiven zu der Strafgeſetznovelle 
haarſträubende Beispiele finden; ich hätte zur Ehre der Nation gewünſcht, 
daß fie nicht moglich geweſen wäre. Es iſt aber manchmal gut, wenn man 
ſich ſo etwas klar macht. Die Parteien gehen immer weiter und wenn ſie 
zu dem Punkte gelangt fein werden, wo das Phlegma ganz aufgezehrt ift, 
wird vielleicht uns gegenüber die Pariſer Commune eine harmloſe Geſell⸗ 
ſchaft ſein. (Große Heiterkeit.) 
Abg. Dr. Hänel: Der Zuſammenhang zwiſchen dem Strafrecht und der⸗ 
jenigen Politik, welche man neuerdings eingeſchlagen hat, iſt uns ja voll⸗ 
ſtändig klar, und wir haben eben aus dem Grunde dieſe Straftechtspara⸗ 
graphen zurückgewieſen, weil wir darin die Symptome einer Politik erkannten, 
der wir von vornherein entgegenzutreten eniſchloſſen waren; denn eben an 
dieſe Politit knüpfen ſich Erinnerungen an die Zeiten der ſchwerſten Reaction 
in Deutschland, die wir nicht wiederkebren laſſen wollen. Der Vorwurf alſo, 
daß wir dieſen Zuſammenhang überſehen haben, war gänzlich unberechtigt. 
Der Bundes ⸗Commiſſar hob es als einen befonderen Mißſtand hervor, daß 
bei uns die Einzelperſon vor Schmähungen und Verhöhnungen mehr und 
beſſer geſchützt ſei, als das Reich und feine Inſtitutionen. Es fragt ſich 
gerade, ob dafür nicht ganz gerechtfertigte Gründe vorbanden find; ich denke, 
daß in der That die Einzelperſon eines größeren Schutzes bedürftig iſt als 
der Staat. Wir können in keiner Weiſe die Anſchauung des Bundes⸗Com⸗ 
miſſars für zutreffend erklären, daß die Geſammtbeit oder auch nur eine 
irgend wie in Frage kommende Majorität der Staatsbürger in einem ſolchen 
Gegenſatze zum Siaate ſich befinden, daß wir ihnen nicht die Vertheidigung 
der Ehre des Staates ſelbſt überlaſſen dürfen. Wenn wir erſt dazu kom⸗ 
men, daß wir die Vertheidigung der Ehre und der hoͤchſten Güter des Vater⸗ 
landes allein den Staatsanwälten, der Polizei und den Gerichten anzuver⸗ 
trauen gezwungen ſind, dann läge in einem ſolchen Zuſtand eine vernichtende 
Verurtheilung, ausgeſprochen entweder über die Inſutute dieſes Staates und 
9 ſelbſt, oder über das Geſchlecht, das in dieſem Staate lebt. (Sehr 
richtig. 

So lange die Regierung überhaupt noch eine geſunde Weiterentwickelung 
unſeres Volkslebens hoffen will, wird fie auch nothgedrungen darauf rechnen 
müſſen, daß die Majoritat der 1 85 des Landes ſtark und begabt genug 
ſei, die Ehre und Grundlagen des Staates ſelbſt gegen alle Angriffe zu ver⸗ 
theidigen. Die Beſtimmungen dieſes von der Nee ſo warm empfoh⸗ 
lenen Paragraphen ſind eine reine Tautologie. ie kann man etwas ſchmä⸗ 
ben und verhöhnen, ohne es verächtlich zu machen und wie den Staat ver⸗ 
aäͤchtlich machen ohne Schmähung und Verhöhnung? Solche vage Beſtim⸗ 
mungen können unmöglich eine Grundlage bilden für ein gerechtes Urtheil 
des Richters, und ſchon vom ſtreng juriſtiſchen Standpunkte aus, ſelbſt wenn 
der allgemeine und politische nicht maßgebend wäre, müßten wir dieſe Kant 
ſchuckparagraphen entſchieden verwerfen. (Beifall links.) a ns 

Abg. Dr. Schwarze: Ich habe im Namen der deutſchen Reichspartei zu 
erklaren, daß wir in Bezug auf den § 131 in feiner gegenwärtigen Faſſun 
zwar getheilt, die Einen dafür, die Anderen dagegen ſtimmen werden, da 
wir uns aber vorbehalten, für die dritte Leſung eine veränderte Faſſung des 
e in Vorſchlag zu bringen. Auch diejenigen Mitglieder unſerer 
Partei, welche heute gegen den Paragraph ſtimmen, werden dies nur in der 
Ueberzeugung thun, daß der Staat gegen die darin vorgeſehenen Handlungen. 
je i die bisherigen Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches genügend 

eſchützt iſt. * 
a Nügeorbncter Dr. Lasker: Der Herr Miniſter für Heſſen macht es 
nothwendig, auf den Paragraphen zurückzukommen, den wir ſchnell erledigen 
zu können geglaubt haben. Ich finde es ganz natürlich, daß man mit 
großem Eifer für dieſen bar Ba eintritt, wenn davon jo viel abhängt, 
wie der Herr Miniſter für Heſſen erklärt bat. Deshalb wlll ich nicht darauf 
zurückkommen, daß er in der Einleitung der Discuſſton dieſem Paragraphen 
eine Wendung gegeben hat, welche nothwendigerweiſe, falls dieſer Ton bei⸗ 
behalten wird, das Gegentheil von dem herbeiführen müßte, was er ſelbſt 
dem Reiche tage empfohlen hat. Er verſuchte einen Druck auszuüben, indem 
er eine Veränderung der poluiihen Conſtellation zwiſchen dem Reichstage 
und dem Reiche in Ausſicht stellte. Ich nehme an, er verſteht hier umter 
Reich die Reichsregierung und deren verantwortlichen Repräſentanten, den 
Herrn Reichskanzler, deſſen heutige Abweſenheit ich bedaure. Ich würde 
gegen ihn die Erklärung abgeben können, daß er dieſem Paragraphen viel 
ebjectiver gegenüber ſteht, wie er ja das auch in der erſten Leſung erklärt 
at. Wir würden alſo nur in die Gefahr gerathen, daß wir mit der Re⸗ 
gierung von Heſſen nicht mehr in dem freundlichen Ton verhandeln können, 
wie es bisher der Fall geweſen iſt (Heiterkeit), was ich zwar bedaure, was 
aber doch auf den Gang der Angelegenheiten einen ſo entſcheidenden Einfluß 
nicht ausüben würde, als wenn dieſe Erklarung vom Herrn Reichskanzler 
ſelbſt gekommen wäre. Alsdann muß ich doch die Regierung fragen, wenn 
fie unzufrieden iſt mit dem ihr entgegengebrachten Reſultat, mit welcher an? 
deren Majorität ſie zu berricen gedenkt. Denn für den Paragraphen, 
deſſen Ablehnung der Herr Miniſter für Heſſen ſo lebhaft edauert, he 5 
geſtern bei der Abſtimmung zuletzt kein einziges Mitglied geſtimmt, br) 
wem alſo will die Reichsregierung in Zukunft ihre Politik machen? ( 4 5 

Nicht einmal die Minifter für Preußen, die zugleich Mitglieder des 143558 
tages ſind, nehmen einen Stand ein, um eine neue Partei nz ſeg 8 
(Heiterkeit), ich weiß alſo nicht einmal, ob viele poliiiſche Außeinon 3 
in irgend einer Weiſe zutreffend iſt. Alsdann hat der Mumie end er . 
lich auch noch einen Vorwurf gemacht, den ich jetzt nur ige, von idealen 
Ee hat mir in der Form eines Lobes vorgeworfen, ich 2 geſezbuch. Ich 
Anſchauungen geleitet, mein eigenes Verhalten auf das der Pieß freiheit mich 
babe bei meinen geſtrigen Ausführungen über die denn anerkannt, daß in 
nicht allein auf die Ideale der Freizeit beſchränke, n en, und nicht 
ſolchen Dingen mit obiectiv charakteriſirten e 0 1255 uden find 
mit ſolchen Vorſichtsmaßregeln, die allein für die Cenſur zu gebrauchen It 


verfahren werden müſſe. Es dat uns niemals ein folder Paragraph vorge⸗ 
legen, wie ihn der Vertreter für Heſſen heute nur zu proponiren gewillt. 
Er iſt ja es des Bundesrathes, warum hat er denn nicht bei Verband: 
tung über dieſe Paragraphen feine Abſicht vorgetragen und dieſen Vorſchlag 
gemacht? Statt deſſen kanzelt er uns hier ab, daß wir nicht den Regierungs · 
8 annehmen wollen, da er ja einen andern Paragraphen in petto 
be, über den man ſich in dritter Leſung verſtändigen könne. Eine ſolche 
Art von Vorwurf gegen uns gehört wahrlich nicht in die Politik und nicht 
in das Criminalrecht; es wird eben eine pſfychologiſche Unmöglichkeit von 
uns gefordert. Ebenſo hat der Vertreter ſür Heſſen bei der Berathung des 
Strafgeſetzbuches mit keiner Silbe von den Gefahren geſprochen, die für den 
Staat erwachſen, wenn die jetzt geltenden Beſtimmungen dieſes Paragraphen 
angenommen würden. Sodann hat es der Miniſter für Heſſen beute als 
etwas ganz Unerhörtes dargeſtellt, daß man in Bezug auf die Ehre des 
Staates anders denke als in Bezug auf die Ehre des Einzelnen. : 
Aber das iſt ja eine F die von der Wiſſenſchaft längſt entſchieden 
iſt, daß der Staat in dieſer Beziehung eine ganz andere Stellung einnimmt, 
weil er etwas Imperſonales ſei. Zudem aber iſt der Staat ſo ſehr umgeben 
und getragen von lebendigen Organen, welche ibn, feine Geſetze und ſeine 
Verwaltung überall repräſentiren, daß es ein wahres Kunſtſtück iſt, den 
Staat zu beleidigen, ohne das Miniſterium oder ſonſt eine lebendige Perſon, 
die hier beteiligt iſt, mit in die Beleidigung hineinzuziehen. (Sehr richtig!) 
Meinen Sie denn, daß der Fürſt Bismarck zu ſeinem Vergnügen ſo viele 
Blankets unterſchreibt zur Verfolgung wegen Beleidigung? In den meiſten 
allen thut er es ſicherlich nur, weil er den Staat repräſentirt, weil der 
taat in ihm beleidigt wird. Wenn wir dem Rath des Herrn Miniſters 
für Heſſen folgen und den Ausdruck „beſchimpfende Einrichtungen“ gebrauchen 
würden, ſo würden wir den Thatbeſtand äußerſt einſchränken, den wir ja 
chon durch die Wahl des Ausdrucks „beſchimpfen“ erheblich eingeſchränkt 
aben, jo daß man, bis man zu dieſer Grenze kommt, feiner Luft zu be⸗ 
eidigen voll Genüge thun kann. Es genügt nicht, allgemeine Politik in den 
Strafrechtsparagraphen zu machen, man muß auch von criminaliſtiſchem 
Standpunkte erwägen für und gegen die Regierung. Dies iſt der Grund, 
weshalb vorausſichtlich die 1 2 Mehrheit des Hauſes den beute in ganz 
anderer Form vorgeſchlagenen $ 131 ablehnen wird. Ob der Herr Miniſter 
für Heſſen in zweiter oder dritter Leſung ganz andere Gedanken uns vor⸗ 
tragen wird, ift zweifelhaft. Deshalb kann aber der Reichstag im Ganzen 
und in ſeinen einzelnen Theilen bei Ablehnung dieſes Paragraphen ebenſo⸗ 
viel Sinn für das Reich und ſeine Ehre haben, wie die größten und kleinſten 
Vertreter eines Staates im Bundesrath. (Beifall.) 5 
Abg. Dr. Friedentbal: Ich würde es doch im Allgemeinen für correct 
halten, wenn die amtliche Stellung Einzelner, ſoelche die Ehre haben Ab: 
geordnete zu ſein und zugleich dem preußiſchen Staatsminiſterium an⸗ 
zugebören, nicht in den Kreis der Debatte gezogen würde. (Sehr richtig! 
rechts.) Das Privelegium der Abgeordneten, nur als Abgeordnete beurtheilt 
gu werden, das allen Berufsklaſſen zukommt, müßte doch auch mit Recht den 
Miniſtern gegönnt werden. (Sehr wahr! rechts) Wenn ich den Herrn 
Vorredner richtig verſtanden habe (das Verſtändniß war mir durch eine 
Gruppe vor mir ſtehender . . erſchwert), ſo muß ich glauben, daß 
er zwiſchen den Miniſtern, welche die Ehre haben, Mitglieder des Hauſes zu 
ſein, einen gewiſſen Gegenſatz zu denen hat finden wollen, welche den Bun⸗ 
desrath vertreten, und daß er dabei auf eine geſtrige Abſtimmung zurück⸗ 
ging. Dagegen muß ich mich auf das Allerentſchiedenſte verwahren. Die 
geſtrige Abſtimmung war ſo, daß über das Princip, über welches lange und 
eingehend verhandelt wurde, in der Form des 2 v. Seydewitz abge⸗ 
ſtimmt wurde. Dieſer Antrag war meines Willens vollſtändig acceptirt und 
es war diejenige Form, in welcher die Parteien des Hauſes, ſoweit über: 
haupt Differenzen obwalteten, über die principielle Frage mit einander 
ritten. Ich habe in dieſer Form für das von dem Bundesrath vertretene 
rincip geſtimmt und weiß mich mit demſelben in allen Stücken einverſtan⸗ 
den. Vor der letzten Abſtimmung mußte ich die Sitzung verlaſſen, hätte es 
aber auch für völlig gleichgiltig gehalten, dabei ein Votum abzugeben, weil 
das Princip bereits entſchieden war und keine Nöthigung vorlag, nochmals 
Zeugniß über denſelben Gegenſtand abzulegen. Im Uebrigen bemerke ich, 
Daß ich in keiner Weiſe meinen Beruf hier in dieſem Hauſe darin finde 
Parteien für oder gegen die Reichsregierung zu bilden. Ich lehne das au 
das Allerentſchiedenſte von mir ab; ich habe auch leine Veranlaſſung in 
dieſer Beziehung mich auszuſprechen oder interpelliren zu laſſen. Ich werde 
als Abgeordneter meine Pflicht thun und in allen Dingen nach meiner 
Ueberzeugung ſtimmen, wie ich das bisher gethan habe. Ich möchte deshalb 
in der That das Erſuchen Kg He auf derartige Interpellationen nicht 
mehr zurückzukommen, die nur Unfrieden ſtiften und Verſtimmungen bervor⸗ 
rufen, zu denen auch nicht die mindeſte Veranlaſſung vorhanden it. Dies 
zu erklären hielt ich mich für verpflichtet. (Beifall und Zustimmung rechts.) 
Abg. Windthorſt: Ba mich macht der bon Herrn Lasker hervorgehobene 
Unterschied, ob der Reichskanzler oder der Miniſterpräſident von Heſſen bei 
einer Vorlage die Cabinetsfrage ſtellt, gar keinen Eindruck. Ich entnehme 
die Gründe für mein Votum nur aus dem inneren Werth der vorgelegten 
Sache ſelbſt; zumal, wenn es ſich, wie bier, um einen Geſetzesparagraphen 
handelt, von dem die Freiheit meiner Mübürger und vielleicht meine eigene 
abhängt. Ich bin allerdings ſehr geneigt anzunehmen, daß der Bundes⸗ 
commiſſar für Heſſen nicht ohne Fühlung mit dem Reichskanzler ſeine heu⸗ 
digen Ausführungen gemacht hat. — Ich muß geſtehen, daß mir Be⸗ 
ſchimpfungen des Reiches als ſolche ſehr ſelten vorgekommen ſind. Es iſt 
regelmäßig eine Perſon, die in 8 kommt, oder irgend eine beſtimmte 
Maßregel, die zu der Veſchimpfung Anlaß giebt. Aber mit ſolchen Mitteln, 
wie die bier vorgeſchlagenen, mein verehrter Herr Bundesrath (Heiterkeit), 
kommt man dagegen nicht auf, man trifft damit keineswegs das, was man 
treffen will, und wir dürfen dieſe Strafbeſtimmungen um ſo weniger accep⸗ 
tiren, als die Regierung in der Juſtizcommiſſion beſtimmt erklärt hat, ſie 
werde die Ueberweiſung der politiſchen Vergehen und Verbrechen in keinem 
Falle zugeben. (Sehr wahr!) So lange der Willkür der Staatsanwälte bei 
Politiſchen Anklagen Thor und Thür geöffnet bleibt, und diejenigen ſtreben⸗ 
den Staatsanwälte, die am meiſten verfolgen, mit Orden und Deldiperungen 
belohnt werden, müſſen wir uns wohl hüten, der Regierung neue und noch 
ne Verfolgungswaffen in die Hand zu geben und der Abg. Dr. Schwarze 
ätte ganz gewiß viel beſſer gethan, ordentlich in der Juſtizcommiſſion zu 
arbeiten, als den unnützen Verſuch zu machen, dieſem traurigen Paragraphen 
für die dritte Leſung eine neue Faſſung zu geben. (Sehr wahr! Heiterkeit.) 
Bundesbevollmachtigter Hofmann: Was ich vorhin dargelegt habe, war 
lediglich meine perſönliche Auffaſſung der Situation. Ich habe ganz ohne 
Fühlung mit irgend Jemanden Nat 18 5 aber ich glaube auch als Ver⸗ 
treter eines kleinen Staates ein Recht zu haben, den Eindruck und die Folgen, 
die ich dabei vorausſehe, dem Haufe mitzutheilen. Ich erklare alſo nochmals 
entſchieden, daß das von mir Geſagte in keiner Weiſe den Reichskanzler be⸗ 
rührt. Wenn übrigens die Worte des Reichskanzlers bei der erſten Be⸗ 
zatbung fo aufgefaßt find, als ob darin eine vollſtändige Reſignation für 
dieſe Poragraphen läge, ſo iſt er, glaube ich ſehr mißverſtanden worden, 
obwohl ich der Vorſicht halber hinzufügen muß, daß ich auch zu dieſer Er⸗ 
klärung von dem Reichskanzler nicht veranlaßt bin. — Ich glaube in der 
That, daß wir noch weit von dem Zeitpunkte entfernt ſind, wo die ſocial⸗ 
demokratiſche Partei die Waffen niederlegen wird, ebenſo wenig wie die 
ultramontane Partei. Der Wiperſtand der Kirche gegen die Kirchengeſetze 
wird aufhören in dem Augenblicke, wo die römiſche Kirche einſieht, daß die 
Fortsetzung des Widerſtandes ihr ſchädlicher ſei, als die Unterwerfung unter 
die Geſetze. (Unruhe im Centrum.) Das werden die Herren vom Centrum 
nicht leugnen können. Wann dieſer Zeitpunkt eintreten wird und ob die 
Kirche jetzt ſchon dieſe Ueberzeugung hat, iſt mir zweifelhaft. Aber ſelbſt 
wenn dieſer Zeitpunkt nahe ſein jolte, wird man im ultramontanen Lager 
nicht abrüſten, ſondern den Kampf gegen die Geſetze um ſo energiſcher fort⸗ 
führen. Bei einem ſo langen Parteikampfe muß der Geſetzgeber allerdings 
erwägen, ob nicht gegen die Schädigung der Achtung vor dem Geſetze ein 
ſtarker Schutz eintreten müſſe. Wenn der Reichskanzler Angriffe gegen ſeine 
Perſon als gegen das Reich gerichtete verfolgen läßt, fo iſt das ein Uebel⸗ 
ſtand. Wir ſehen ja, wie es mißverſtanden wird, welche Laſt von Gehäſſig⸗ 
keit er auf ſich nehmen muß, um mit ſeiner Perſon das Reich zu decken. 
Wäre es nicht beſſer, wir ſchützten direct die Ehre des Reiches? Das wird 
nach genauer Ueberlegung auch der Abg. Lasker finden. — Ich babe nie 
dieſem hohen Haufe vorgeworfen, daß es ihm an Gefühl für die Ehre des 
Staates fehlt. Ich kann es nicht geſagt haben, weil mir ein ſolcher Gedanke 
nicht in den Sinn gekommen iſt. Gerade darauf, daß jedes Mitglied 
dieſes Hauſes dieſelben Gefühle für die Edre des Reichs hat, wie 
5 90431. ſich meine Hoffnung auf eine Verſtändigung über die Faſſung 
E . 

Abg. Dr. Bamberger: M. H., ich benutze die Gelegenheit, um das, 
was ich zur Noth in dem Rahmen einer perfönlihen Bemerkung hätte jagen 
können, doch lieber ohne das Gefühl, die Glocke des Herrn Präsidenten im 
Nacken zu haben, hier zu äußern. Der Herr Vorredner hat im Beginne 
Feines Vortrages mir eine väterliche Ermahnung ertheilt, wie ich geſtern beſſer 
die Discuſſion geführt hätte. Ich nehme an, er hat das als College des 
Herrn Miniſters Graf zu Eulenburg, und nicht als höhfter Beamter meines 
engeren Vaterlandes gethan. Ich nehme ihm eine jo einfache Belehrung in 
keiner Weiſe übel, ich glaube aber, er wind ſelbſt unmittelbar nachher an ſich 


ſelbſt erfahren haben, wie leicht es geſchehen kann, daß man glauble, gar 
keinen Anſtoß nach irgend einer Seite gegeben zu baben und doch auf einen 
ſehr gereizten Widerſpruch ftößt. Ich hoffe, daß ihn dieſe Erfahrung zu chriſt⸗ 
licher Milde gegen mich in Betreff des geſtrigen Falles beſtimmt haben wird. 
Er irrt ſich übrigens, wenn er glaubt, daß ich der Regierung vorgehalten 
habe, fie wolle Reaction machen. Ich habe einen folhen Gedanken mit kei⸗ 
nem Worte angedeutet, ſondern ausdrücklich geſagt, daß ich ganz einverſtanden 
ſei über das Ziel mit den verbündeten Regierungen, und daß wir nur aus⸗ 
einandergehen über die Anſchauung der Mittel, die bier fruchtbar angewendet 
werden ſollen. Alſo von den nach der Anſicht des Vorredners mehr oder 
weniger banalen Vorwürfen wegen verſuchter Reaction war in meinem Munde 
abſolut keine Rede. Er hat ſchließlich auch noch geglaubt, daß das, was ich 
in vielleicht etwas ſtarker Erregung geſagt hätte und dazu hatte auch das 
lange Anhören großer Reden vielleicht etwas * — rein aus perſön⸗ 
licher Empfindlichkeit wegen mir widerfahrener Unbill hervorgegangen ſei. 
Ich habe deutlich ausgedrückt, daß es ſich nicht um meine Perſon handle, 
daß ich mich nur als Beiſpiel gab, und an eine Reihe beſtimmter Perſonen 
in dieſem Haufe dachte, die ich ſehr deutlich bezeichnet habe. Ich habe deutlich 
ausgeſprochen, daß eine Sittenverderbniß in unſere Preſſe und unſer poli⸗ 
tiſches Leben einzureißen droht, und ich war ſoweit entfernt, die Sache per⸗ 
ſönlich zu nehmen, daß ich böchſt erſtaunt geweſen bin, als ich auf eine 
Empfindlichkeit bei einer Partei ſtieß, die ich zum Theil in manchen ihrer 
Mitglieder als mitangegriffene im Auge hatte, da ich von ungerechtfertigten 
Angriffen einer in Prasdingen zügelloſen Preſſe hier ſprach. 

Die Discuſſion wird hierauf geſchloſſen. Perſönlich bemerkt: 

Abg. Lasker: Ich kann dem Herrn Miniſter Friedenthal die Verſiche 
rung geben, daß ich dieſe Hervorbedung feiner perſönlichen Stellung als 
Mitglied dieſes Hauſes zu der preußiſchen Regierung in meiner Rede felbft 
als nicht correct anerkenne und gern beſtrebt ſein werde, ſie für künftig zu 
vermeiden. 

Bei der Abſtimmung wird hierauf zunächſt das Amendement Krüger und 

demnächſt der $ 131 ſelbſt mit ſebr großer Majorität (dafür nur die Conſer⸗ 
vativen und ein Theil der deutſchen Reichspartei, wie Graf Bethuſy, Dr. 
Friedenthal u. A.) vom Hauſe abgelehnt. 
Desgleichen wird ohne Debatte abgelehnt der folgende § 133: Wer 
eine Urkunde, ein Regiſter, Acten oder einen ſonſtigen Gegen tand, welche 
ſich zur amtlichen Aufbewahrung an einem dazu beſtimmten Orte befinden, 
oder welche einem Beamten oder einem Dritten amtlich übergeben worden 
find, vorſätzlich vernichtet, bei Seite ſchafft oder beihädigt, wird mit Ge⸗ 
fängniß beitraft. War die Handlung geeignet, das Wohl des Deutſchen 
Reiches oder eines Bundesſtaates zu gefährden, fo kann auf Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren erkannt werden. Iſt die Handlung in gewinnſüchtiger Ab: 
ſicht begangen, ſo tritt Zuchthausſtrafe bis zu zehn Jahren oder Gefängniß⸗ 
ſtrafe nicht unter drei Monaten ein; auch kann auf Verluſt der bürgerlichen 
Ebrenrechte erkannt werden. 5 

Dagegen wird § 135: Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität des 
Reiches oder eines Bundesfürſten oder ein Hoheitszeichen eines Bundesstaates 
böswillig wegnimmt, zerſtört oder beſchädigt, oder beſchimpfenden Unfug 
daran perübt, wird mit Geloſtrafe bis zu ſechsbundert Mark oder mit Ge: 
fängniß bis zu zwei Jahren beſtraft; mit geringer Majorität vom Hauſe an⸗ 
genommen. 

§ 140 der Vorlage lautet: 

„Wegen Verletzung der Wehrpflicht wird beſtraſt: . 

I) ein Wehrpflichtige, welcher in der Abſicht, ſich dem Eintritte in den 
Dienſt des ſtehenden Heeres oder Flotte zu entziehen, ohne Erlaubnſß ent⸗ 
weder das Bundesgebiet verläßt oder nach erreichtem militärpflichtigen 
Alter ſich außerhald des Bundesgebiets aufhält: mit Geldſtrafe von 
einhundertfünfzig bis zu dreitauſend Mark oder mit Gefängniß von Einem 
Monat bis zu Einem Jahre; 

2) eine beurlaubte Militärperſon der Reſerve, Land⸗ oder Seewehr, welche 
ohne die vorgeſchriebene Erlaubniß auswandert: mit Geldſtrafe bis zu eins 
tauſend fünfhundert Mart oder Haft oder Gefängniß bis zu drei Monaten; 
3) ein jeder Wehrpflichtiger, welcher nach öffentlicher Bekanntmachung 
einer vom Kaiſer für die Zeit eines Krieges oder einer Kriegsgefahr erlaſſenen 
beſonderen Anordnung in Widerspruch mit derſelben auswandert: mit Ge: 
fängniß nicht unter drei Monaten, neben welchem auf Geldſtrafe bis zu drei⸗ 
tauſend Mark erkannt werden kann. 

Gegen Offiziere und im Offizierrange ftebende Aerzte kann im Falle der 
Nr. 2 die Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark und die Gefängnißſtrafe bis 
zu ſechs Monaten erhöht werden. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Das Vermögen des Angeſchuldigten kann, inſoweit als es nach dem Er⸗ 
meſſen des Richters zur Deckung der den Angeſchuldigten möglicherweise 
treffenden hoͤchſten Geldſtrafe und der Koſten des Verfahrens erforderlich iſt, 
mit Beſchlag belegt werden.“ a 8 5 

Die Nr. 1 dieſes Paragraphen ift nur eine redactionelle Aenderung der 
bisherigen Faſſung des $ 140, dagegen enthält die Nr. 2 eine Verſchärfung 
der Strafe für die bis jetzt nur als Uebertretung (§ 360) beſtrafte unerlaubte 
Auswanderung der Reſerviſten une Landwehrleute, während die Nr. 3, ſowie 
der folgende Abſatz über die Erhöhung der Strafe gegen Offiziere und Aerzte 
neue Zuſätze find. 2 x 

Abg. Strudmann (Diepholz) beantragt: 1) die Nr. 2 des Abſ. 1 und 
den Abf. 2 zu ſtreichen; 2) in Nr. 3 ſtatt der Worte: „nicht unter drei Mo⸗ 
naten“ zu ſetzen: „von drei Monaten bis zu zwei Jahren.“ 

Abg. Gerhard ſchlägt vor, im letzten Alinea hinter den Worten „und 
den Koſten des Verfahrens erforderlich iſt“ einzuſchalten: „auf Antrag der 
Staatsanwaltſchaft jederzeit“. 8 ß 

Endlich beantragt Abg. Lasker in der Nr. 3 zu fagen: „mit Gefängniß 
bis zu zwei Jahren“. l 

Abg. Struckmann (Diepholz) erkennt an, daß der Verſuch des hier be: 
zeichneten Vergehens ſtrafbar gemacht werden müſſe, weil gegenwärtig, wo er 
nicht ſtrafbar iſt, die ganze Strafveſtimmung illuſoriſch ſei, da das 
erſt conſumirt iſt, wenn der Auswanderer auf der See, d. h. außer dem 
Bereiche des Geſetzes iſt. Dagegen liegt kein Grund vor, die Nr. 2, in 
welcher es ſich um die bloße Mebertretung einer Poltzeivorſchrift handelt, 
unter die Vergehen aufzunehmen, weshalb Redner die Annahme ſeines An⸗ 
trages empfiehlt. - 

Abg. Laster hatte Anfangs die Abficht, den § 140 einfach abzulehnen, 
weil er die Ordnung der ſchwierigen Materie, welche hier in Rede fteht, gern 
bis zur allgemeinen Reviſion des Strafgeſetzbuchs aufgeſchoben hätte. Nach⸗ 
dem dieſe jedoch in weite Ferne gerückt erſcheint, iſt er genöthigt, ſich auf die 
Beſtimmungen des § 140 einzulaſſen, welcher einem Mangel abhelfen ſoll, 
über den man ſich bei Berathung des Militärgeſetzes nicht verſtandigen 
konnte. Unzweifelhaft kann der Kaiſer ſchon gegenwärtig bei drohender 
Kriegsgefahr eine Einſchränkung der Auswanderung proclamiren, die indeſſen 
nicht genugend wirkſam zu erhalten iſt durch die! olizeiſtrafen, mit denen ſie 
heute bedroht iſt. Es iſt daher richtig, daß die Nr. 3 des Paragraphen eine 
vorhandene Lücke ausfüllt; dagegen geht das Strafmaß weit über das Nothwen⸗ 
dige hinaus, indem es ſogar das Maximum der in § 69 des Militärſtraf⸗ 
geſetzes auf die Fahnenflucht geſetzten Strafe um 3 Jahre überſchreitet. 

Bundes⸗Commiſſar Oberſt⸗Lientenant Bluh me erkennt an, daß die Nr. 2 
die bloße Uebertretung einer Polizeivorſchrift enthält, inſofern den Beurlaub⸗ 
ten der Reſerve, Land⸗ und Seewebr die nachgeſuchte Auswanderungs⸗Er⸗ 
laubniß nicht verſagen werden kann, wenn ſie nicht zum Dienſt einberufen 
ſind. Dennoch muß auf die ſtrenge Beobachtung der vorgeſchriebenen Form 
im Intereſſe der Erhaltung des militäariſchen Pflichtbewußtſeins in der Reſerve 
ein großer Werih gelegt werden. Es it erſtaunlich, wie ſehr die Unterlaſ⸗ 
ſungen der Anzeigen zugenommen haben, ſeit ſie nur als Uebertretung be⸗ 
raf werden. Im Jahre 1874 haben nur 1403 Perſonen die Erlaubniß 
zur Auswanderung nachgeſucht, während 3214 wegen nicht nachgeſuchter Er⸗ 
laubniß gerichtlich veruriheilt worden ſind, natürlich ohne daß die Strafe 
gegen eine einzige hätte vollſtreckt werden können. Es muß als feſtſtehend 
angeſeben werden, daß 10,898 Mann auf den militäriſchen Co ntrolliſten 
figuriren, die tbaiſachlich ausgewandert find. Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß ſolche Verhältniſſe einer prompten und ſicheren Mobilmachung durchaus 
hinderlich find. Die Nr. 3 bildet des Analogen zu dem § 69 des Militär⸗ 
Strafgeſetzbuches, denn es handelt ſich in dem Fall, wo der Wehrpflichtige 
jeden Augenblick die Zuſtellung der Einberufungsordre zu erwarten hat. 

Abg. Lasker erlennt nochmals die durch die Nr. 3 auszufüllende Lücke 
als vorhanden an, wodurch jedoch keineswegs das vorgeſchlagene Strafmaß 
gerechtfertigt werde. Letzterer wird vom Abg. Grimm mit Hinweis darauf 
befürwortet, daß die Regierung im Falle einer Mobilmachung wirkſame Straf⸗ 
mittel gegen pflichtvergeſſene Wehrpflichtige in der Hand haben müſſe. 

Reichskamleramts⸗Director v. Amsber e darauf aufmerkſam, daß 
der zweite Abſatz des Paragraphen aus dem Militärſtrafgeſetzbuch übernommen 
iſt. Er könne ſtehen bleiben, auch wenn man die Nr. 2 ſtreicht, weil er auch 
in dieſem Falle eine Neuerung gegen das beſtehende Recht enthält, inſofern 
der Verſuch ſtrafbar gemacht werde. — Abg. Struckmann giebt dies als 
richtig zu. Man würde aber mit der Aufrechterhaltung des zweiten Alineas 
eine Bezugnahme auf die zu ſtreichende Nr. 2 ſtehen laſſen. Er ſchlägt des⸗ 
balb vor, bor der Hand die Nr. 2 und den zweiten Abſatz zu ſtreichen und 
bis zur dritten Leſung eine zutreffende Faſſung zu vereindaren. Dagegen 


ergeben | MW 


i 2 den 
275 — bis zur dritten Leſung die Nr. 2 und den zweiten 


bſa a 
Der Antrag auf Streichung der Nr. 2 und des zweiten Alineas wird 
bierauf gegen die Stimmen der Rechten angenommen, und $ 140 mit dem 
Amendement Lasker genehmigt. 
§ 144 lautet: „Wer es ſich zum Geſchäfte macht, Deutſche — Auswan⸗ 


derung zur verleiten, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Wer unter Vorſpiegelung falſcher Thatſachen oder wiſſentlich mit unbe⸗ 
gründeten Angaben Deutſche zur Auswanderung verleitet oder zu verleiten 
ſucht, wird mit Gefängniß nicht unter einem Jahre beſtraft. 

Die bisherige Faſſung beſtimmt: „Wer es ſich zum Geſchäfte macht, 
Deutſche unter Vorſpiegelung falſcher Thatſachen oder wiſſentlich mit unbe⸗ 
gründeten Angaben zur Auswanderung zu verleiten, wird mit Gefängniß 
bon einem Monat bis zu zwei Jahren beſtraft.“ 

Abg. v. Cuny ſchlägt vor, in dieſer letzteren Faſſung hinter den Worten 
„unbegründeten Angaben“ einzufügen: „oder durch andere auf Täu⸗ 
ſchung berechnete Mitel.“ ö 

Abg. v. Gerlach hebt hervor, daß man ſich jetzt zur Frage der Aus⸗ 
wanderung ganz anders ſtelle als 1 75 da bei weitem nicht mehr der große 
Trieb zur Auswanderung vorhanden ſei, ja ſogar ein Rüͤckſtrömen ſtattfinde. 
Es ſei auch durchaus nicht richtig, die Staatsbürger an der Auswanderung zu 
verhindern, da durch das Zurüdhalten unwilliger Bevölkerung nur die Zahl 
der Socialdemokraten vermehrt werde. Da nun die Zahl der Agenten im 
umgekehrten Berhältnifje zu der der Auswanderer ſtebe, jo trete gerade jetzt 
wo ſo vielfach durch Vorſpiegelungen der Agenten, beſonders in Braſilien, 
ſchlechte Erfahrungen gemacht ſeien, das Bedürfniß hervor, im Intereſſe der 
Staatsbürger gegen die ar vorzugehen. aufe werden jene Agenten 
ſchon durch die bloße Mittheilung von zweifelhaften Verſprechungen der Re⸗ 
gierungen ihren Zweck erreichen. Die anderen Mittel der Agenten werden 
nicht bekannt, denn wer ſich verleiten ließ, wird es erſt dann wenn es ihm 
ſchlecht gegangen iſt und er wieder zurückgekehrt iſt, ſagen und dann iſt es 
zu ſpät. Im Intereſſe der Staatsbürger bitte er daher, den Paragraphen 
ſo zu faſſen, wie von den verbündeten Regierungen vorgeſchlagen werde. 
Sollte ſich das Amendement Cuny vielleicht auf ſolche Mittheilungen von 
Verſprechungen der Agenten, von denen ſie ſelbſt wiſſen, daß ſie unwahr 
oder wenn wahr, nichts werth find, beziehen, fo ſei nur zu wünſchen, dem⸗ 
ſelben eine klarere Faſſung zu geben. 

Abg. v. Cuny tbeilt die Anſicht des Herrn v. Gerlach, daß die Aus⸗ 
wanderung, wie ſie ſich bei uns geſtaltet hat, in mancher Hinſicht ein Krebs⸗ 
chaden der Nation geworden iſt, weit entfernt von der früher herrſchenden 

nſicht, daß die Auswanderung eine Abhilfe gegen ſociale Uebel ſei. Indeß 
ſei ja die principielle Frage bei Berathung des Straſgeſetzbuchs von der 
Mebrheit des Reichstages entſchieden worden: Der Staat bedürfe nicht des 
Schutzes gegen die Auswanderung, ſondern nur des Schutzes gegen betrü⸗ 
geriſche Mütel, die angewendet würden, um zur Auswanderung zu beſtim⸗ 
men. So bezwecke denn ſein Amendement nur den jetzt geltenden That⸗ 
beſtand des Strafgeſetzbuchs, der durchaus ungenügend ſei, zu ergänzen, da 
2 bon der „Unterdrückung richtiger Thatſachen“ nichts gejagt ſei, und doch 
olche Vorſpiegelungen, die, ohne objectib falſche Thatſachen zu enthalten, 
durch ihre ganze Darſtellung dazu angethan fein könnten, eine Tauſchung 
über das Ziel der Auswanderer zu bewirken, ebenfalls für die Staatsbürger 
ſehr berberbli wirken. Er kenne viele Fälle, wo eine Täuſchung hervor⸗ 
erufen werde, indem die Vorzüge des Landes hervorgehoben, die großen 

chaͤden deſſelben aber, wie tödtlihes Klima, Mangel aller Communications⸗ 
mittel und dergl. verſchwiegen würden. Daher beantrage er, um den Seelen⸗ 
verkäufern ada entgegenzuarbeiten, die angegebene Faſſung. 

Abg. Dr. Banks ftimmt dem Amendement Cuny bei, obgleich er dieſe 
Ergänzung für ziemlich irrelevant halt, da auch die von dem Antrag be⸗ 
troffenen Fälle ja zu den Vorſpiegelungen gehörten. Sehr bedenklich da⸗ 
gegen ſcheine ihm die Regierungsvorlage, da durch Streichung der Worie 
„unter Vorſpiegelung falſcher Thatſachen oder wiſſentlich“ die Worte „zum 
Geſchaft macht“ und „verleiten“ ihre klare Bedeutung verlieren. Ueberdies 
würde der vorliegende Paragraph ſich nicht nur gegen Agenten, ſondern auch 
gegen ſolche Perſonen richten, die vielleicht aus Humanitäte gründen irrige 
Mittheilungen machen. Se dehnbare Begriffe in das Strafgeſetzbuch aufm⸗ 
nehmen, erſcheine boͤchſt bedenklich. Nach den Motiven ſolle ferner die 
Feſtſtellung der Grenze, wo öffentliche Bekanntmachungen, Benachrichtigungen 
und dergleichen mit unter dieſen Paragraphen fielen, „dem Exmeſſen des 
Strafrichters überlaſſen bleiben“. Das ſei jener Meinung nach eine noch 
nicht dageweſene ſtrafgeſetzliche Ungeheuerlichkeit, da es doch das Erſte ſei, 
was ein Staatsbürger verlangen könne, daß er ſelbſt ſich jagen könne, ob 
etwas e den Geſetzen ſtrafbar ſei oder nicht. Wenn ferner die Motive 
ſagten, daß das Staatswohl durch die Maſſenauswanderungen leide, jo meine 
er, daß dieſe Auswanderungen nicht in den Anreizungen der Agenten, ſon⸗ 
dern meiſt in den ſchlechten wirthſchaftlichen Verhäftniſſen ihren Grund 
re Daher komme es denn auch, daß man ſich in manchen deutſchen 

ändern gar nicht, in Mecklenburg aber außerordentlich über die Auswan⸗ 
derungen zu beklagen habe. Nun, da ſollte doch die Regierung, um dieſem 
Uebelſtande abzuhelfen, Sorge tragen, dieſe localen Veranlaſſungen zu beſei⸗ 
tigen. Daß gerade nach den letzten Kriegen jo große Maſſenauswanderun⸗ 
gen ſtattgefunden hätten, ſei natürlich, da durch die Kriege Viele aus ihrer 
wirthſchaftlichen Exiſtenz berausgeriſſen ſeien. Die Auswanderung ſolcher 
erſonen ſei ein großer Fortſchriit gegen früher, wo im Gefolge ſolcher 
riege ſich große Räuberbanden zu bilden pflegten. Er glaube daher, ſolche 
momentane Zuſtände hätten keinerlei Gefahr für das Land, wo aber, wie in 
Mecklenburg, die Auswanderung durch locale Mißſtände befördert werde, 
1 70 die Regierung dieſe abſtellen und den Reichstag mit ſolchen Vorlagen 
etſchonen. 

Regierungscommiſſar Geh. Rath v. Amsberg bebt hervor, daß ja die 
Regierungsvorlage die Auswanderungsfreiheit durchaus nicht beſchränken, 
ſondern nur die ſchädlichen Einflüſſe betrügeriſcher Agenten in wirkſamerer 
eiſe als bisher befeitigen wolle. Die Bedenken des Abg. Banks wegen 
der Dehnbarkeit der Ausdrücke fänden in der Praxis keinerlei Wente 
— Da das Amendement Cunp wenigſtens einige von den bisher außer Acht 

15 Fällen damit umfaſſe, werde die Regierung eventuell mit demſel⸗ 
en ſich begnügen. * 

Abg. Hölder iſt ebenfo wie Dr. Banks gegen die Regierungsvorlage, da dieſe 
wegen ihrer großen Unbeſtimmtheit das ſolide wie das unſolide Agenturgeſchäft 
bedrohe. Daber werde die ſolide Auswanderungsagentur, die beite Stütze für 
die Auswanderer, verſchwinden und die Staatsbürger völlig ſchutzlos ſein. 

Abg. Dr. Kapp iſt gleichfalls gegen die Regierungsvorlage. Man ſolle, 
wie Graf Eulenburg einmal im Abdgeordnetenbauſe empfohlen, die Zuſtande 
der Heimath den Staatsbürgern fo behaglich als möglich machen; Zwangs; 
geſetze und Polizeimaßregeln würden dagegen nichts nützen, ſondern das 
Gegentheil erreichen. Hierzu komme, daß die Beſtimmungen gegen die 
Agenten zu unbeſtimmt ſeien, und ſehr verſchieden ausgelegt würden. 
jet in Polen ein Agent der Norddeuiſchen Lloyd: und der Hamburger Packet⸗ 
Boot⸗Schifffahrts⸗Actiengeſellſchaft deswegen als Verleiter zu Auswanderun 
gen verurtheilt, weil er Jemandem auf feine Erkundigung den Preiscouran 
und bie Lifte der abgebenden Schiffe der Geſellſchaft aushändigte. (Heiterkeit. 
Wenn eine ſolche Latitude herrſche, jo müſſe man ſchließlich jede Zeitung 
verbieten, die eine Annonce von einer Schifffahrtscompagnie enthalte und 
alle Druckereien ſchließen. Das entspreche den Verhältniſſen des vorigen 

ahrhunderts, wo die Auswanderungsluſtigen kaum leſen konnten und die 

genten, mit Geſchmeide und Ketten geſchmückt, auf und ab zogen und von 
dem ſchönen Land jenſeits des Oceans fabelten. Dieſe Zeiten aber ſeien 
vorüber. — Nach der Faſſung des zweiten Abſatzes könnten ſelbſt Verwandte, 
die in gutem Glauben ihre Erfahrungen mittheilten, beruribeilt werden, Je 
ſelbſt der Vater, der ſeinen eigenen Sohn nachkommen laſſe, wenn dieſer 
Buftände in dem neuen Lande vielleicht nicht finde, wie jener angegeben 
Er werde daher das Amendement Cuny umterftügen, zumal daſſelbe ſowoh 
den Anſichten des Hauſes als denen der Regierung entſpreche. 2 

Bei der Abſtimmung wird das Amendement Cuny mit großer Majoritöt 
angenommen. a 

9 145 lautet in der bisherigen Faſſung: „Wer die vom Kaiſer zur Ber 
hütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See erlaſſenen Verordnungen 
übertritt, wird mit Geldſtrafe bis zu 500 Thalern beſtraft.“ f 

Die Regierungsvorlage bezweckt, dieſe Strafbeſtimmung auch 2 
Dolche faiferliche Verordnungen auszudehnen, welche über das Verbale bei 
Schiffer nach einem Zuſammenſtoße von Schiffen auf See oder in Be m 
der Noth⸗ und Lootſenſignale für Schiffe auf See und auf den Kuſtengewaſſe 
erlaſſen ſind. 

Abg. v. Freeden iſt mit dieſer Ausdehnung der 
verſtanden, beantragt jedoch die auf für Mebertretung 


n 
des Zuſammenſtoßens der Schiffe Verordnungen falle 
zu 10 en. Zur Begründung dieſes Antrages macht der Redner Era daß 
dieſe Verordnungen theilweiſe fo unklarer 
daß es juriſtiſch außerordentlich ſchwierig ſei, Uebertretungen derſelben 
zustellen. So laute eine Vorſchrift: Wenn zwei Schiffe ſich in Directlentged, 
geſeßter Richtung oder in beinahe entgegengeſetzter Ricktung die 
Wasch ſo müſſen dieſelben e . mas . per: 
Entſcheidung der Frage, was man „beinahe eg e 
ſtehen babe, 10. Bee in England fünf Jahre gedauert. Cine ander 


Verordnung beſtimmt, daß jedes Schiff, welches ein anderes lt, dieſem 
f Fan geben müſſe, während andererſeits eine Vorſchriſt da 
} Aufammentreffen eines Dampfers mit einem Segelſchiffe ſtets der 
erſter« ausweichen muß. Wenn nun ein Pede a en Dampfer über⸗ 
bole, jo wiſſe kein Menſch, wer von beiden die Aflicht babe, dem 
anderen aus dem Wege zu geben. Aebnliche Wiverſpruche ließen ſich 
in großer Zahl nachweiſen. Er könne desbalb der Regierung nicht dringend 
genug an das Herz legen, mit den übrigen ſeefahrenden Nationen eine bal- 
dige Neviſion dieſer Beſtimmungen zu vereinbaren. In der Erwartung, daß 
man d em Wunſche entsprechen werd, ziede er ſeinen Antrag zurück. 
3 145 wird bierauf ohne weitere Debatte angenommen. 
f (Uhr vertagt ſich das Haus dis Sonnabend 11 Uhr (Fortſetzung 
ner beugen Berathung.) 


Berlin, 28. Januar. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König bat 
den ordentlichen zofefioren der Rechte an der hieſigen Uniberfität Dr. 
einrih Dernburg und Dr. Albrecht Friedrich Berner den Charakter als 


ebeime Juſtizräthe verlieben. N 
Dem Tonſul des Deutſchen Reichs in Ciudad Bolivar (Venezuela) 


F Pehl iſt die nachgeſuchte Entlaſſung aus dem Conſulatsdienſte ertheilt 


der. Die vorläufige Verwaltun N g R 
— Brodmann Übertragen, g des erledigten Poſtens iſt dem Kauf 


Berlin, 28. Jan. [Se. Majeſſät der Kaiſer und König] 
hörten deute den Vortrag des Polizei Präsidenten v. Madal, nahmen 
im Walen des Gouverneurs und des Commandanten von Berlin 
— de entgegen und empfingen den ehemaligen Bot⸗ 
hd et kterdbutg, Prinzen Reuß, und den Oberſt⸗Kämmerer 
— Lade Kaiſerliche Majeſtäten] waren geftern in der Sitzung 
Ab ademte zum Gedächtniß Friedrich des Großen anweſend. — 

ends erfolgte die große Cour im Königlichen Schloſſe. Heute em⸗ 
pfingen Beide Majeftäten den bisherigen Kalferlichen Botschafter zu St. 
Peters burg, Prinzen Reuß. 

[Ihre Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten der 
Kronorinz und die Kronprinzeſſin] empfingen geflern Nach⸗ 
mittags 4 Uhr in beſonderer Audienz den italieniſchen Botſchafter 
Grafen de Launay. Um 4½ Uhr wurde die Botſchafterin Gräfin de 
Launay von Ihrer Kaiserlichen Hoheit der Kronprinzeſſin empfangen. 
Um 8 Uhr Abends begaben Sich die Kronprinzlichen Herrſchaften zur 
Cour in das Koͤnigliche Schloß. (Reichsanz.) 

= Berlin, 28. Januar. [Luxemburg und der Marken⸗ 
ſchut. — Das Heimathweſen. — Staatliche Zinsgarantie. 
— Das Hofconcert.] Die Großberzoglich luxemburgiſche Regie: 
zung bat den Wunſch geäußert, auf der Grundlage der zwiſchen 
Deutſchland und anderen Staaten getroffenen Vereinbarungen wegen 
gegenirtiigen Markenſchutzes zu dem Reiche ebenfalls in Vertrags⸗ 
beziehungen zu treten. Nach Lage der in dem Großherzogthum gel⸗ 
tenden Geſetzgebung würde eine entſprechende Vereinbarung — welche 
brigens der Genehmigung der luxemburgiſchen Abgeordnetenkammer 
8 genügen, um den deutſchen Marken in Luxemburg einen 

echtoſchutz zu verſchaffen, wie ſolchen die einheimiſchen Marken ge: 
Pi Zwiſchen einzelnen Bundesſtaaten und Luxemburg beſtehen, 
Diel bekannt, Vereinbarunben wegen gegenfeitigen Markenſchutzes 


— Es fol über die Angelegenheit demnächſt Beſchluß gefaßt 
an — Nachdem von dem Bundesamt für das Heimathweſen 


Bundesrath erſtatteten Bericht über die Geſchäftsthätigkelt des 
letzten Jahres iſt ein nicht unerheblicher Rückgang der dem Spruche 
des Amtes unterbreiteten Proceßſachen zu conſtatiten. Es find im 
Jahre 1875 nur 329 Sachen — gegen 404 im Vorjahre — einge: 
gangen. Dazu kamen 20 am Schluſſe des Jahres 1874 unerledigt 
gebliebene Sachen, ſo daß wir im Ganzen 349 Sachen zu bearbeiten 
batten. Davon betrafen 303 Streitigkeiten zwiſchen Armenverbänden 
deſſelben Staats, 46 ſchwebten zwiſchen Armenverbänden verſchiedener 
Staaten. Es wurden in 30 Sttzungen erledigt 329 Sachen, 
während 20 Sachen in das neue Geſchäftsjahr übertragen wurden. 
— Der dem Abgeordnetenhau'e vorgelegte Geſetzentwurf wegen 
ſtaatlicher Zinsgarantie für die Halle ⸗Sorau⸗ Gubener Elſenbahn⸗ 
Geſellſchaft lautet: „§ 1. Der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft wird die Garantie des Staates für die Verzinſung der von ihr 
in Gemäßheit der Privilegien vom 18. November 1871 und 17. Jull 
und 7. Auguſt 1872 aufgenommenen Anleihen in Höhe von zuſammen 
6,910,000 Thlr. = 20,730,000 M., ſowie einer noch aufzunehmen: 
den Anleihe bis auf Höhe von 9,000,000 M. nach Maßgabe des 
beigedruckten, unterm 7. Juli 1875 mit der Geſellſchaft abgeſchloſſenen 
Vertrages hiermit bewilligt. — § 2. Mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
werden der Finanzminiſter und der Miniſter für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten beauftragt.” Den Motiven entnehmen wir folgende Aus⸗ 

hrungen; „Die Staatsregierung hat nach Lage der Verhältniſſe den 
hirag auf Uebernahme dieſer Zindgarantie, unter gleichzeitiger Ueber⸗ 
nahme der Verwaltung der Bahn durch den Staat, nicht ablehnen 
zu dürfen geglaubt. Unter den gegenwärtigen Verhältniſſen läßt ſich 
nicht annehmen, daß es der ſonſt in vollem Betriebe und in ſteigen⸗ 
— Berteprientwicelung ſtehenden Halle-Sorau:&ubener Bahn gelingen 
85 e, die obwaltende Schwierigkeit aus eigener Kraft zu überwinden. 

ieſelbe bildet aber einerſeits in der Richtung auf Halle ein Glied 
er großen, von der ruſſiſchen Grenze über Inſterburg, Thorn, 


Poſen, Guben, Halle, N . 
Dortmund, Halle, Nordhauſen, Northeim, Godelhelm, Welmer 


Oberhauſen in das rbeintich = weitfälihe Sohlen: 
a und bis zur holländiſchen Grenze führenden Verkehrs⸗ 
nie, ſodie auch der von Oſten über Kaſſel, Frankfurt 


nach Süddeutſchland fü 
auf Leipzig ch führenden Route, andrerſeits in der Richtung 


Verkehrelinten. Der Staat iffan den bezeichneten Routen ſowohl mit 


Staat — Hr Verwaltung der Halle⸗Sorau⸗Gubener Bahn durch den 
Möglichkeit, den 8 für ſeine ſinanzlellen Intereſſen ſchwer wiegende 
ſtärker und insbeſondene ange Verkehr auf jenen großen Routen zu ver⸗ 
Antheil an dem D e der Halle⸗Kaſſeler Bahn den ihr gebührenden 
zu b — kommt 
orau un 

Sul Soras Gubener Ba das Staatsbahnnetz direct anſchließenden 
Rück begriffe eine weitere Ermäßigung der ohnehin im 

A Deitebsausgaben eintreten wird. Unter der 
Vorausſeung, daß der Beitieb und die Verwaltung der Bahn gleich: 
tig dauernd dem Staate übertragen werden, glaubt daber die koͤnig⸗ 
liche Staatsregierung mit Rückſicht auf die für. den Staat er⸗ 
wachſenden erheblichen Vortheile das mit der Uebernahme der 
insgarantie verbundene Riſico übernehmen zu können. — Das 
Heftige Hofconcert im königlichen Schloſſe war ungemein zahlteich 
eſucht; namentlich war der Reichstag ſtark vertreten. Präſident 
50 Forckenbeck ſtellte Sr. Majeſtät dem Kaiſer die Mitglieder vor, 
— bis dahin noch nicht am Hofe erſchienen waren, wobei ihm der 

chriſtfährer Abg. Dr. Weigel aſſiſtirte. Der Kalſer, der ungemein 
munter ausſah, ſprach lebhaft über den Gang der Reichdtagsarbeiten 
äußerte wiederholt ſein Bedauern über die ablehnenden Reſultate 
gestrigen Sitzung. Es war — hörte man den Monarchen äußern 


Pe — — wenn 


müſſen nun ſehen, wie wir welter kommen. - 
© Berlin, 29. Januar. [Trichinöſe Schweine. — Ober⸗ 


— ein belzer Tag, aber für nich wat die Schlacht verloren, Wir 


den. Als nun geſtern gegen 5 Uhr Früh die erſſen Arbeiter die Fabrik ber 
traten, war das 5 Innern derſelben erſt im Entſtehen. Erfreulich 
iſt die Thatſache, daß es Herrn Kaiſer durch das Entgegenkommen des Herrn 
„umermeilterd Glatzer möglich geworden ift, in einem Theile der Werks 


Präſtdent von Ende. — Wiſſenſchaftlicher Congreß.] Aufl itar des Letzteren die augenblicklich feiernden 40 Arbeiter mit Anfang nächſter 


Antrag der königlichen Regierung iſt ein Gutachten eingeholt worden, 
in wie weit die Benntzung trichinoͤſer Schweine für zuläßig zu er: 
achten iſt. Das erſtattete Gutachten iſt durch Verfügung des Cultus⸗ 
miniſters zur Kenntniſt der Regierungen mit der Weiſung gebracht, 
vorkommenden Falls nach der Schlußreſolntion des Gutachtens zu 
verfahren. Dieſes Gutachten geht nun dahin, daß 1) das Abhäuten 
und Entfernen der Borſten, ſowie die freie Verwerthung von Haut 
und Borſten, 2) daß das einfache Ausſchmelzen des Fettes und die 
beliebige Verwendung deſſelben, 3) die Verwendung der geeigneten 
Theile zur Bereitung von Seife und Leim, 4) die chemiſche Ver⸗ 
arbeitung des ganzen Korpers ſtatthaft iſt. — Der neu ernannte 
Oberpröſident v. Ende begiebt ſich Mitte Februar auf ſeinen Poſten; 
in Folge deſſen auch der Präſident Bitter nach dem ſeinigen, nach 
Düſſeldorf. — Vom Auswärtigen Amte des Deutſcheu Reichs iſt die 
Initiative ergriffen worden, um mit den übrigen Regierungen ein 
Einvernehmen zu erzielen, daß die ſich häufenden alljährlichen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und anderen Congreſſe nicht mehr als Anlaß zur Ordens⸗ 
verleihung benutzt werden, was zur Förderung der Wiſſenſchaft keines⸗ 
wegs etwas beitragen konne. 

[Zur Arnim⸗Angelegenheit! ſchreibt, wie telegr. gemeldet, 
der „Reichsanz.“: „Die „Kreuzzeitung“ führt in ihrer Nummer vom 
27. d. M. an, daß Fürſt Bismarck noch im Frühjahr 1872 gewillt 
geweſen ſei, den Grafen Arnim als feinen „alter ego“ in das Aus- 
wärtige Amt zu berufen. Wir können verſichern, daß an maßgeben⸗ 
der Stelle eine Berufung des Grafen Arnim in das Auswärtige Amt 
nie beabſichtigt geweſen iſt. — Graf Arnim allein hat angedeutet, daß 
er den Poſten eines Unter⸗Staatsſecretärs im Auswärtigen Amte gern 
annehmen würde. Das Gerücht von dieſer Bewerbung hat unter den 
Beamten, mit welchen er als Unter⸗Staatsſecretär in nähere Berüh⸗ 
rung gekommen ſein würde, Beſorgniſſe und Rückfragen hervorgerufen 
und iſt dadurch allgemeiner bekannt geworden. 

[Der Reichskanzler Fürſt Bismarck! hat ſich mit Rückſicht 
auf feine noch nicht völlig wiederhergeſtellte Geſundheit genötbigt ge: 
ſehen, die auf den 29. d. M. angeſetzte parlamentariſche Soiree ab: 
ſagen zu laſſen. 

Granſee, 28. Januar. [Bei der heutigen Neuwahll eines 
Abgeordneten zum Abgeordnetenhauſe für den 2. Potsdamer Wahl⸗ 
bezirk wurde der Polizeidirector von Saldern in Charlottenburg (frei⸗ 
conſervativ) mit 174 von 190 Stimmen wiedergewählt. Der Gegen⸗ 
candidat von Arnim⸗Gerswalde (confervativ) erhielt 14 Stimmen, 


ieder lande. 

Notterdam, 22. Januar. A — Zur Reli⸗ 
gionsfreiheit.] Nachgerade ift man auch bier zur Entdeckung gekommen, 
daß Jahr für Jahr ganze Schiffsladungen mit Dynamit den Rhein her⸗ 
ab bis Rotterdam kommen, wo ſie dann ohne irgend welche polizeiliche Con⸗ 
trole gelöſcht werden. Die Blätter dringen beim Miniſter des Innern ſehr 
energiſch darauf an, in Bälde die not page Maßregeln zu. ergreifen, 
um Leben und Eigenthum in berubigender Weiſe ſicher zu ſtellen. — Ein 
Skandal empörender Art fiel dieſe Woche in Bre da vor. Ein penſionirter 
Unteroffizier, der lange in Indien gedient und ſich viele Auszeichnungen er⸗ 
worben batte, ſtarb in einem Spital der genannten Stadt. Derſelbe ſollte 
am Mittwoch mit militäriſchen Ehren beſtattet werden, die Angehörigen. 
Offiziere der Garniſon und ein Detachement Infanterie hatten ſich um 10 
Udr vor dem Sterbehauſe eingefunden, als den Wartenden plötzlich die 
Kunde zu Theil wurde, daß man den Todten in der Frühe des Tages in 
aller Stille begraben habe! Der Verſtorbene war Proteſtant. Wie lange 
wird ſich das niederländiſche Volk den ſteigenden Uebermuth der Ultramon: 
tanen noch gefallen laſſen? 


Provinzial-Zeitung. 

„„ Breslau, 29. Januar. [Zur Paſtor⸗Wahl für die 
Eliſabet⸗ Gemeinde.] Bekanntlich hat die Verſammlung wahl⸗ 
berechtigter Mitglieder der Elifabet- Gemeinde am 20. d. M., welche 
an den Magiftrat das Geſuch richten will, den Diaconus Schmeidler 
zum Paſtor für die genannte Gemeinde zu wählen, zugleich beſchloſſen, 
dies Geſuch nicht direct dem Magiſtrat zugehen zu laſſen, ſondern 
daſſelbe vorher den vereinigten kirchlichen Organen der Eliſabet⸗Pa⸗ 
rochie zum eventuellen Beitritt vorzulegen. Es wurde deshalb der 
Gemeinde ⸗Kirchenrath erſucht, zu dieſem Endzwecke die Gemeinde⸗Ver⸗ 
tretung einzuberufen. In der geſtrigen Sitzung des Gemeinde ⸗Kirchen⸗ 
raths lag dieſes Geſuch zur Beſchlußnahme vor. Der Gemeinde⸗ 
Kirchenrath beſchloß jedoch in feiner Mehrheit, die Entſcheidung hier⸗ 
über bis zu feiner nächſten Sitzung zu vertagen. 


Steinau a. d. O., 28. Jan. [Hinterlaſſenſchaft einer Orts⸗ 
armen. — Standesamt.] Vor einigen Tagen ftarb im hieſigen Hoſpital 
eine Ortsarme, welche durch viele Jahre von Almoſen gelebt und die Mild⸗ 
thätigkeit der Bewohner von Steinau und Umgegend oft in Anſpruch ge⸗ 
nommen hatte. Umſomehr war man erſtaunt, als beim Zuſammenſuchen 
und Aufbewahren der hinterlaſſenen Kleidungsſtücke ꝛc. unter einigen Sachen 
wohlverwahrt eine bedeutende Geldſumme entdeckt wurde. Dieſelbe beſtand 
in 140 Thlr. und zwar zum Theil in Thaler⸗, zum Theil in Zweitbaler⸗ 
ſtücken. — Auf dem dieſigen Standesamte wurden vom 1. Januar bis ultimo 
December 1875 eingetragen 107 Geburten, worunter 14 uneheliche und 7 
todtgeborene zu noliren waren. Geſtorben ſind im Ganzen 146 Perſonen 
incl. der oben gemeldeten 7 Todtgeborenen. Eheſchließungen wurden 16 
angemeldet, worunter 7 Miſchehen waren. 


H. Hainau, 27. Januar. [Unſicherheit. — 8 An vorigem 
Sonntag, Abends 10 Uhr, geſellte ſich zu dem, von hier nach dem etwa 
% Meilen entfernten Dorſe Tſch. ſich begebenden Schmiedegeſellen J., der 
bier feine Eltern beſucht, in der Nähe der Gasanſtalt ein Mann, der nach 
Ser Unterredung vorgab, ebenfalls denſelben Ort noch erreichen zu wollen. 
Erſterer führte für ſeinen Meiſter eine Summe Geldes bei ſich, deſſen Geklirr 
die Habſucht des Begleiters reizte. Der durch einige an ihn gerichtete Fra⸗ 
gen vorſichtig gewordene Geſell ſah ſich plötzlich, als Beide von der Chauſſee 
abbiegend, einen entlegenen Nebenweg eingeſchlagen, unter der drohenden, 
von einem Fluche begleiteten Aufforderung, das Geld herzugeben, an der 
Bruſt und am Halſe gefaßt, war aber im Stande, nach längerer Gegenwehr 
den Strolch abzuwehren und in den Straßengraben zu werfen, worauf er ſich 
eiligſt nach der Chauſſee zurückbegab und dort bald einem Sicherheitsbeamten 
begegnete. Der Thäter iſt unbekannt geblieben. — Ein Act ſeltener Bosheit 
wurde in verfloſſener Nacht dadurch ausgeübt, daß einem biefigen Vorwerks⸗ 
. er im Stalle die Schweife feiner Pferde bis dicht unter die Wurzel ab» 
geſchnitten werden. Nur an den biſſigen Hengit ſich hat der Mifjethäter nicht 
gewagt. Aber bei einem in der Nähe wohnenden hieſigen Ackerbürger iſt 
noch derſelbe Bubenſtreich ausgeführt worden 

6. Waldenburg, 28. Januar. [Zu dem Morde bei Weisſtein.] 
Mit dem geſtrigen Mittagzuge traf der als mutbmaßliche Mörder der Julie 
Hänſel in Gleiwitz feſtgenommene Franz Hübner in Begleitung zweier 
Polizeibeamten hier ein und wurde dem koͤnigl. Kreisgericht überliefert. Von 
welchem Reſultat das mit dem genannten Individuum bereits angeitellte 
Verhör begleitet geweſen iſt, darüber kann gegenwartig noch keine Nachricht 
ertheilt werden. Uebrigens ſind aus Anlaß des Mordes bereits 4 Perſonen 
verhaftet worden; allein auch bezüglich dieſer iſt es zur Stunde noch nicht 
möglich, irgend welche Mittheilung zu machen. — Vorgeſtern hat die gericht⸗ 
liche Obduction der Leiche der Ermordeten ſtattgefunden. 


D. Frankenſtein, 28. Jan. [Ueber die Entſtehung des Feuers] 
von geſtern in der Fabrik des Hoflieferanten Kaiſer iſt Näheres bis jetzt 
nicht ermittelt worden, doch wird geglaubt, daß das Feuer gegen 5 Uhr Früh 
entitanden fein muß, — vermuthlich durch ein Verſehen von Arbeitern — 
weil im Winter die Arbeit Nachmittags 4 Uhr aufhört und die Zimmer 
Abends gegen 10 Uhr in Bezug auf ihre Sicherheit nochmals revidirt wer⸗ 


Woche wie der zu beſchäftigen und dadurch jede Störung im Betriebe der⸗ 
mieden wird. . 


— 


—=ch= Oppeln, 28. Januar [Todesurthell.] Bei der geſtern bier 
unter dem Vorſitz de s königl. Kreisgerichtsdirectors Güthe aus Grottlau 
abgehaltenen Schwurgorichtsverhaudlung ſaß die verwittwete Roſamunde 
Motog, geb. Röhrig, auf der Anklagebank, des Giftmordes beichnldigt. Die⸗ 
ſelbe iſt 37 Jahre alt, war in erſter Ede mit dem Lehrer Schiffer zu Ober⸗ 
Roſen, Kreis Creuzburg, und in zweiter mit dem Lehrer Motog in Nieder⸗ 
Ellgutd, bei Creuzburg, verheirathet, welche letzterer im Anfang des Monats 
Auguſt vorigen Jahres angeblich an einer Magen⸗ und Darmentzündung 
ſtarb, nachvem die Ehe etwa 6 Monate beſtanden. Behandelt ward derſelbe 
zuletzt durch den Dr. Graber in Creuzburg, welchem ſich wegen des 
unter eigenthümlichen und auffallenden Umſtänden erfolgten Todes 
der Verdacht aufdrängte, daß ꝛc. Motog an Gift geſtorben ſei, ein 
Verdacht, welchen die Erpertife beftäfigte, indem in den inneren Theilen des 
Verſtorbenen Arſenik entdeckt wurde. Der Verdacht lenkte ſich immer 
entſchiedener gegen des Verſtorbenen Gattin, welche erwieſenermaßen ſich im 
Beſitz von Arſenik befand und ſolchen wahrſcheinlicherweiſe einem Pulver 25 
gemiſcht hatte, das dem kranken ꝛc. Motog ärztlicherſeits verordnet war. 
die Möglichkeit, daß der Arſenik in der Apotheke aus einem Verſehen den 
Pulvern beigemiſcht worden, ebenſo wie der Verdacht einer fahrläſſigen oder 
einer Tödtung Seitens der Kinder des ꝛc. Motog aus erſter Ehe aus⸗ 

eſchloſſen war und da ferner für die Annahme eines Selbſtmordes genügende 

omente ſich nicht vorfanden, ſo gelangten die Geſchworenen zu dem 
Verdict, daß die inan ihren Ehemann durch Gift mit 
Vorſatz aus dem Wege geräumt habe, in Folge deſſen dieſelbe 
zum Tode verurtheilt wurde. — So einfach der objective Thatbeſtand 
des Verbrechens war, um fo auffallender lag der Fall in pſpcologiſcher Ber 
ziehung, da beſondere Gründe, wie fie ſich ſonſt als Veranlaſſung zu dergl. 
Verbrechen vorfinden, bier nicht nachweisbar waren. Die Angeklagte, auf 
welcher außerdem der dringende Verdacht laſtet, auch ihren erſten Mann, den 
Lebrer Schiffer, aus dem Wege geräumt zu haben, da derſelbe ſeiner Zeit 
ohne vorhergehende Krankheit plötzlich unter Symptomen einer Vergiftung 
ſtarb, bewahrte während der ganzen bis Abends 10% Uhr dauernden 
Verhandlung dieſelbe kalte Rube, welche fie auch nicht verließ, als ihr das 
Todesurtheil verkündet wurde. 


—r. Kattowitz, 28. Januar. [Ausfall der Section.] Nunmehr 
verlautet, wie wir im Anſchluß an unſeren letzten Bericht mitzutheilen nicht 
verfehlen, daß der achtjährige Knabe, deſſen Leiche aus dem Grabe hervor⸗ 
geholt und auf gerichtliche Anordnung ſecirt wurde, vermeintlichen Miß⸗ 
bandlungen eines Lehrers nicht erlegen, ſondern an Scharlach, dem ſich die 
— ed beifügte, verſtorben iſt. Vier Liter Waſſer waren noch im Körper 
vorhanden. 


8 Myslowitz, 27. Januar. [Philomatbie. — Stadtapotheke. 
Geſtern hielt im philomatiſchen Vereine Herr Dr. Gavanka einen öffentlichen 
Vortrag über die Entwickelung Preußens zu einem conſtitutionellen Staate. 
Der Vortrag zeichnete ſich durch Klarheit aus und machte auf das ſehr zahle 
reiche Auditorium einen höchſt befriedigenden Eindruck. — Die hieſige, den 
Schulz'ſchen Erben gehörige Stadt⸗Apotheke, iſt durch Kauf für 135,000 Mark 
in den Beſitz des Apothekers Zoppig in Gleiwitz gelangt. 


Berlin, 28. Januar. Sieht man von der noch ziemlich unverändert an⸗ 
dauernden Geſchäftsſtille ab, jo muß man doch dem deutigen Verkehr die 
Bezeichnung ausgeſprochener Feſtigkeit geben. Zunächſt fußte dieſe wohl auf 
beſſeren Courſen aus Frankfurt und Wien, dann aber mag auch der Abſicht, 
eine günſtige Tendenz für die 2 zur Erſcheinung zu bringen, ein ge⸗ 
wiſſer thätiger Antheil zuzuſchreihen fein. Man meint, daß das Rotbſchild'ſche 

aus zur Placirung der öſterr. Rente und in Betrachtnahme der General- 

erſammlung der lombardiſchen Bahnen ein Hauſſe⸗Intereſſe verfolge und 
deshalb ſelbſt mit Käufen nicht zurückhalte. Daß der flüſſige Geldſtand auch 
das Seinige dazu beiträgt, die Feſtigkeit zu mehren, bedarf keiner Moti⸗ 
virung; man ſuchte Prima⸗Disconten zu 3% %, während allerdings Deports 
ſich höher als bisher ſtellten, da entſchiedener Stückemangel vorhanden fein 
mochte. Die Prolongationsſätze beziffern ſich folgendermaßen: Credit 0,80 
bis 1% M. Dep., Lombarden 70—90 Pf. Dep., Franzoſen 1— 1½ M. Dep., 
Reichsdank glatt, Disc.⸗Comm. 7 &, Laurah. 7 , Köln⸗Mindener % %, 
Rhein. glatt, Berg. 0,05 & Dep. Die internationalen Speculationseffecten 
bewegten ſich in ſteigender Richtung, auch die Werihe der localen Specu⸗ 
lation können feſt genannt werden. Disc.⸗Comm. 126,80, Febr. 126% —5% 
bis 126%, Dortm. Union 9,30, Laurahütte 61, Februar 60% —60% —60%. 
For ausländiſche Staatsanleihen war die Stimmung ziemlich feſt, der Ver⸗ 
ehr blieb aber im Allgemeinen äußerſt beſchränkt und für Oeſterr. Renten 
und Loospapiere herrſchte einige Nachfrage, die Liquivation hat auf dieſem 
Gebiete keinen Einfluß geübt, Ruſſ. Werthe eber matt, Prämienanleihen 
billiger, Ruſſ. Bahnen ſtark angeboten, Preuß. Fonds wenig belebt und faſt 
unverändert in den Notirungen. Ebenſo verhielten ſich andere Deutſche 
Staatspapiere und Eiſenbahnprioritäten ſehr ruhig. Von letzteren Potsdam. 
Litt. F. rege und begehrt, Freib. niedriger, Stettiner V. gefragt, Bergiſch VI. 
zu ermäßigter Notiz lebhaft. Auf dem Eiſenbahn⸗Actien⸗Markte machten ſich 
ebenfalls die Dedungstäufe der Contremine bemerkbar und drängten die bes 
treffenden Speculations⸗Deviſen in ſteigende Richtung. Berlin⸗Hamburger 
lustlos, Stettiner hoher, Halberſtädter und Potsdamer anziehend. Thüringer 
ließen etwas nach. Rumänen feſt. Schweizer Weſtbahn beliebt. Aachen⸗ 
Maſtrichter, Nahebahn und beſonders Lüttich Limburger in gutem 
Verkehr zu fteigenden Courſen. Von Stamm⸗Prioritätsactien zeichneten ſich 
Gera- Blauen durch regere Nachfrage und Chemnitz⸗Aue⸗Adorf durch Feſtig⸗ 
keit aus. Bankactien betheiligten ſich weniger am Verkehre. Central⸗ 
Bank für Induſtrie feſt und lebhaft. Preußiſche Bodencredit und 
Bankverein anziehend, Centralbank für Genoſſenſchaften belebt und 
Reinend, Börſen⸗Handelsverein gut behauptet, Mecklenburger Hypotbeken⸗ 

nk feſt, Braunſchweiger Bank beſſer, Weſtfäliſche Bank in regem Verkehr, 
auch Deutſche Bank belebt. Induſtriepapiere ſehr ſtill. Große Pferdebahn 
und Viehhof gingen rege zu ſteigenden Courſen um. Weſtend höher. 
Nürnberger Brauerei 7 an. Oberſchleſ. Eiſenbahnbed. und Schwartz⸗ 
kopff belebt und höher. ontanwerthe gingen ziemlich rege bei feſter Hal⸗ 
tung um. Centrum und Louiſe beſſer. — Um 24 Uhr: 3 (Caſſacourſe.) 
Credit 338,50, Lombarden 196, Franzoſen 522, Reichsbank 166, Digconto⸗ 
Commandit 126,75, Dortm. Union 9,30, Laurahütte 60,75, Köln⸗Mindener 
95,25, Rheinische 113, Bergiſche 78,25, Rumänen 27,25. 8 

Liquidations⸗Courſe pro ult. Januar 1876. Flalieniſche Sproc. Rente 
71,50, Oeſterr. Credit⸗Actien 337, Oeſterr. 1860er Looſe 114,25, Oeſterr. 
Papierrente 60,25, Oeſterr. Silberrente 64,75, Galiziſche Eiſenbahn⸗Aclien 
86,75, Oeſterr.⸗Franz⸗Staatsbahn⸗Actien 520, Lombard⸗Eiſenbahn⸗Actien 
196, Türken de 1865 20,50, Disconto 125,50, Reichsbank 160. Amerikaner, 
Rumänier, Dortmunder Union, Königs: und Laurahütte, Gelſenkirchen, Hi⸗ 
bernia und Schamrod, preußiſche Bahnen und Banken heutiger Mittelcours, 
ruſſiſchel Bahnen, Wechſel auf Petersburg, kurz und lang Wien Mitteicours 
vom 30. Januar 1876. (Bank: u. 9:3.) 


Görlitz, 27. Januar. [Getreidemarkt⸗Bericht von Mar Steinitz. 
Witterung: ſchön. Temperatur: mäßig kalt. Das Getreidegeſchäft ſcheint 
wieder eine ſtabile Flaue angenommen zu haben und wenn Müller auch 
wirtlich ihren dringendſten Bedarf bei uns decken, jo ſind es eben nur beſte 
Qualitäten, welche zum Geſchaft führen können. Für abfallende, mit Aus⸗ 
wuchs behaftete Cerealien, giebt es keinen eigentlichen Preisſtand und wird 
das Wenige, welches hierin bei uns Unterkunft findet, je nach maßgebender 
Verwendung und Liebhaberei gehandelt. \ 

Feiner Weißweizen fand nicht mehr diejenige Beachtung wie in der 
Vorwoche, dabingegen machte ſich für feine alte Waare, vorwiegend in Gelb⸗ 
weizen, rege Nachfrage geltend. hr 

Roggen nur in feinſter Waare dann placirbar, wenn Forderungen die 
Marktnoti für gewöhnliches Landkorn nicht weſenilich überſtiegen; der Bezug 
in ungariſchem Roggen erreicht auch ſeine Endſchaft, weil durch das Zurück 
gehen unſerer eigenen Waare das Rendement ganz aufgehört bat. 

Gerſte, in ſchöner Waare, erfreut ſich andauernd guter Aufnahme. 

Hafer befeftigt ſich wieder, denn auswärtige Einkäufer waren anweſend, 
=. 175 em . 12 — Fan räumten. 

ais bleibt in ruhiger Haltung. 
Erbſen, Wicken, Jap dürften bald wieder zur Geltung kommen. 
„Das Kleegeſchaft iſt ziemlich belangreich und trotz der hoden ae 
Bir feine Waare ſchlank placirt; die Ueberſtürzung dürfte id aber ba 
egen. ; 
In Rapskuchen und Futterkleien ift nur beſchränktes Gejhäft, 

Bezahlt wurde pro 170 Pfund Brutto: Weiß⸗ Weiden 200 58. Dr 
abfallende Waaren 6%:—5% Thlr. bez. — pr. Wöpl bon = f 6 > 
TUT Tu 69% Thlr. Gelbweizen, ekquiſtte Waare 6-5% 


gene en A 


_ 


eringere 543% le. ba, 
b rin. 43 Al Be 


und Br. pr. 


e Mittelwagre 4 Thlr. Br., abfallendere 417 — Thlr. er rn, 
l. 58 57 55, —54½ Thlr. Gerſte per 150 P rut! 4% 
DB 4 Able ber u. Gr, mil Manus behatlele 3% Ille. B. 2 


Wispel 567 —54-50 Thlr. Hafer per 100 Pfd. Netto 2% — "7 Thlr. 

— 9 2000 Pfd. 56 1. —5 Thlr. Mais, neuer 62 So W. 85 Ni Dpk 
ungariſcher Abladung, je nach Beſchaffenbeit bill ger. Srbſen per 180 Pfd. 
Brutto 6% Thlr. bez. Wicken, in Saatwaare pro 180 Pfd. Brutto 6% 
Tblr. Br. Lupinen, gelb, per 180 Pfd. Brutto 37% Thlr. Brief. Roth» 
lee per Cir. 22—19 Thlr. je nach Qualité bez. apzkuchen per Eir. 
Sor 15 5 gosgenkleie 1% Thlr. per Ct. Br. Weizenkleie 43 


Wien, 28. Januar. [Wochenausweis der geſammten lombardi⸗ 
ſchen Eiſenbahn] vom 15. bis zum 21. Jams 40729 Fl., gegen 
1.157, 408 Fl. der entſprechenden Woche bes Vorjahres, mithin Wochen⸗ 


Mindereinnahme 80,169 Fl. Bisherige j ; . 
371 618 84. 8 berige , Mindereinnahme ſeit 1. Januar 


Rotterdam, 28 Januar. Bei der, heute abgebaltenen Zinnauction ſtan⸗ 
den 23,031 Blöcke Bancazinn zum 4. e Bortauft hei 14,200 Blöcke 
zum Preiſe von 50 8 50% Fl. Her Mittelpreis ftellte ſich auf 50 Fl.; 


8800 Blöcke wurden vom Verkauf i Y 
Auction an den Markt. zurückgezogen und kommen bei der nächſten 


e (ourſe und Börfennachrichten. 


Fraukſutt a. N., 28. 9 Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
aukfurt a. M. 28. J auuar, Rahm. 2 Uhr 30 M. [Schluß ceurſe.] 
Londoner Wechſel 203, 50 „Pariser Wechsel 80, 97, Wiener Wechſel 175, 85. 
Bohmiſche Weſtbabn 16 3%, Glifaberhbahn 143%, Galijier 173, Fran⸗ 
u 260%, Lombar gen:) 98%, Nordweſtbabn 122%, Silberrente 64%. 
apierrente 60%, R aſſ. Bodencredit 85%, Ruſſen 1872 98%, Ruſſ. An⸗ 
leihe de 82 —, A Amerikaner de 1885 102%, 1860er Looſe 114 4, 1864er 
Looſe —, —, Credit actien“) 169%, Nationalbank 784, 50, Darmſtädt B. 112%. 
Brüſſeler Bant — Berliner Bankverein 74%. Frankf. Bankberein —, dio. 
Wehslerbant, 7 5%, Deutic-öfterreih Bant 89%, Memminger Bani 
775, Hahn ſc ge Effectenbank —, Reichsbank 160%, Continental — : 
„Ludwig bahn 97%. Oberheſſen 73. Ungariſche Staatslooſe 166, 00. 
do. Schtzw. alte 93%, do. neue 91. Central⸗Pacific 90%. Türken —. 


Ung. Oftb „Obl. II. 64%. Recht feſt und lebbaft. Privatdiscont 3% pCt. 


Nach e Schluß der Borze: Creditactien 168), Franzoſen 259%, Lombarden 
98%, © alnter —, 1860er Looſe —, —. DOeſterreichiſch⸗deutſche Bank —. 
Reichs h ant 160. 

*) Per medio reſp. per ultims. 

Kd. . 28. Januar, Nachmittags. [Schluß⸗Cpurſe.] Hamburger 
Ei Pr.⸗A. 116%, Silberrente 64%, Credit⸗Actien 170), Nordweſtbahn —, 
1860er Looſe 114%, Franz. 649°), Lombarden 243%), Ital. Rente 71%, 
"Bereinsbant 115, Laurahütte 60%, Commerzbank 85%, do. II. Emiſſion 
—, Norddeutſche 122%, Provinzial⸗Disconto —, Anglo⸗deutſche 5244, do. 
neue —, Internationale Bank 85%, Amerikaner de 1885 95%, Köln⸗Mindener 
St.⸗A. 95 ½, Rheiniſche Eiſenbahn do. 113%, Bergiſch⸗Märkiſche do. 784%, 
Disconto 3% Ct. — Felt. 

) Ereditactien pr. Februar 169. ) Franzoſen pr. Februar 647. ) Lom⸗ 
barden pr. Februar 242. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 21 Br., 20, 15 Gld., London kurz 
20, 40 Br., 20, 32 Gld., Amſterdam 168, 00 Br., 167, 20 Gld., Wien 174, 
75 Br., 172, 75 Gld., Paris 80, 40 Br., 79, 80 Gld., Petersburger Wechſel 
253, 00 Br., 257, 00 Gld., Frankfurt a. M. pr. 100 Mk. —, — Br., —, 


— Gd 
Hamburg, 28. Januar, Nachmittags. [Getreidemarkt.] Weizen loco 
still, auf Termine ſeſt. Roggen loco flau, auf Termine feſt. Weizen pr. 
Januar 198 Br., 197 Gd., pr. April⸗Mat pr. 1000 Kilo 200 Br., 199 Gd. 
Roggen pr. Januar 148 Br., 147 Gd., pr. April⸗Mai pr. 1000 Kilo 
151 Br., 150 Gd. — Hafer ſtill. — Gerſte matt. — Rüböl ruhig, loco 
68, pr. Mat 67, pr. Detbr. pr. 200 Pfd. 67. Spiritus feſt, pr. 4 
34%, pr. Febr.⸗März 35, per April⸗Mai 35%, per Juni⸗Juli per 100 Liter 
100 K 37. — Kaffee feſt, Umsatz 3000 4 4000 Sack. — Petroleum feit, 
Standard white loco 13, 60 Br., 13, 40 Od., per Januar 13, 40 Go., 
per Auguſt⸗December 12, 50 Gd. — Wetter: Neblig. 
Liverpool, 28. Januar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
— an Bee 11 e und Export 2000 Ballen. 
att. Ankünfte . billiger getrag! 1 
Miodl. Or eans 6%, middl. amentanifhe 6%, fair Dhollerah 4°/,,, midel. 
fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 3%, fair 
Bengal 4%, good tais Broach 5%, new fair Oomra 4%, good fair Oomra 
5%, fa Madras 4%, fair Pernam 7%, fair Smyrna 5 ½, fair Egyptian 6%. 
Upland nicht unter low middling Mai⸗Juni⸗Lieferung 6%, Januar: 
April⸗Mai⸗Lieferung 6%,,, Januar⸗Februar⸗Verſchiffung per Segler 6%, D. 
Mancheſter, 28. Januar, Nachmittags. 12x Water Armuage 7%, lzr 
Mater Taylor 8%, 20r Water Micholls 9%, 30r Water Gidlow 11, 30r 
Water Clayton 11%, 40r Mule Mayoll 11, 40r Medio Wilkinſon 12%, 361 
Warpcops Qualität Rowland 12%, 40r Double Weſton 12%, 60r Double 
Weſton 15%, Printers /e % 8% pfünd. 114. —. Markt ruhig. 
Petersburg, 28. Januar, Nachmittags 5 Uhr. [Schluß ⸗Courſe.] 
Wechſel auf London 3 Mon. 31. do. Hamburg 3 Mon. 265%. do. Amſterdam 
3 Mt. 156%. do. Paris 3 Mt. 326%. 1864er Präm.⸗Anleihe (geſtplt.) 222. 
1866er Pram. ⸗ Anl. (gſtplt.) 220. ⸗Imperials 6, 31. Große Ruſſ. Eiſen⸗ 
bahn 159. Ruſſ. Bodencredit⸗Pfandbriefe 105%. Privatdiscont 6% pCt. 
Petersburg, 28. Januar, Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 54, 50. Weizen loco 11, 00. Roggen loco 6, 70. Hafer loco 4, 50, 
Hanf loco 35, —. Leinſaat (9 Pub) loco 13, 00. Wetter: Milde. 
Antwerpen, 28. Januar, Nachmittags 4 Uhr 30 Mmuten. [Getreide 
markt.] (Schlußbericht.) Weizen ruhig, däniſcher 27%. Roggen ſtetig, 
Odeſſa 16%. Hafer unverändert. Gerſte behauptet, frieſiſche 21%. 
Antwerpen, 28. Januar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 33½ bez., 34 Br., 
a Januar 33% bez., 34 Br., per Februar 33 bez. u. Br., per März 31% 
ez, 31½ Br., per April 31 Br. Steigend. ; 
Bremen, 28. Jan., Nachmittags. [Petroleum.] (Schlußbericht.) Stans 
dard white loco 13, 50 bez, pr. Januar 13, 50 bez., pr. Februar 13, 35 
bez., pr. März 12, 75 bez. Sehr feſt. 


„Breslau, 29. Jan, 9% Uhr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am heu⸗ 
tigen Markte war von keiner Bedeutung, bei mäßigem Angebot und unver⸗ 
änderten Preiſen. g N 

Weizen, nur feine Qualitäten beachtet, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 
15,70 bis 18,00 — 19,50 Mark, gelber 15,50 —16,75—18,50 Mart, feinſte 
Sorte über Notiz bezablt. 5 

Roggen in matter Stimmung, per 100 Kilogr. 14,00 bis 14,75 bis 
16,25 Mark, feinſte Sorte über Norız bezahlt. 

Gerſte, wenig verändert, per 100 Kilogr. 12,50 — 14,50 bis 15,50 Mark, 
weiße 16,00—17,00 Mark. : 

Hafer, ſchwach behauptet, per 100 Kilogr. 15,00—16,20 bis 18,20 Mark, 
feiniter über Notiz. . 

Mais unverändert, per 100 Kilogr. 10,50 —11,50 Mark. 

Erbſen mehr angeboten, per 100 Kilogr. 17— 1820,50 Mark. 

Bohnen vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 14,50 —15,50— 16,50 Mark. 

Lupinen, nur feine Qualitäten beachtet, per 100 Kilogr. gelbe 9,60— 11,60 
Mart blaue 9,50 —11,50 Mark. 8 

Wicken gut behauptet, per 100 Kilogr. 6 -17--18 Mark. 

Delfaaten in feſter Haltung. 

Schlaglein matter. 

Pro 100 Kilogramm netto in 31 und Bio 


Shlag-keinfaat -.-. 27 25 
Winterraps 30 25 29 25 28 25 
Winterrübſen 29 25 28 25 26 25 
Sommerrübjen- --- - 30 50 29 50 28 — 
Leindotter 27 — 2 5 


Raps kuchen preishaltend, pr. 50 Kilogr. 7,80—8 Mark. 

Leinkuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 9,20 — 9,70 Mark. 

Kleeſamen ſchwach zugeführt, rother unverändert, pr. 50 Kilogr. 49—55 
bis 58—61 Mark, weißer mehr Kauflust, pr. 50 Kilsgr. 61—64—73—76 Mart, 
hochfeiner über Not. 

Tbymothee mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 30—32—34 Mark. 

Mehl in ruhiger Haltung, pr. 100 Klgr. Weizen fein all 29,25—30,25 
Mark, nen 25,75—26,75 Mart, Roggen fein 26,00—27,00 Mart, Hausbaden 
1 Mark, Roggen⸗Futtermehl 10—11 Mark, Weizenkleie 8 bis 


lr. Br., 


Berliner Sörse vom 28. Januar 1876, 


FFF 


— — — 
= 8 ey 163.00 ba l 2 

imstordam100F], 2 id. pr 1875, - 

do. 40. 2 K. 3 18836 ba Abe Mt 
London I Latr. 8 M. 420 18,5 ba Berg- Märkische 3 — 4 78.16.40 bs 
Paria les Pre .|8 T.|4 | 80,95 bz Berlin-Anhalt'. ..| 8% | — 4 105 086 
etersburg 1008 R. 3 M. 6½ 208.99 b Berlin- Dresden. 5 — s | %8.:0 ds 
Warschau 1008 R. 8 T. 5 2219 bs Berlin-Görlitz .. .| 0 0 4 30,25 ba 

Wien 160 FL . 8 F. 4% 26% bz Berlin-Hamburg. 12% ⁵òöĩ 4 172, B 

do. do.. . 2 M. 4% 1749 br Berl. Nerdbahn x 1 — fr 7 8 
Barl.-Potsd-Mag — 
Fonds- und deld- Course. Berlin-Stettin . 1% — |4 198 52 

staats-Anl. 4½% Weonsol. W ba nun ee . 8 7 —— = 

do, ige ba reslau-Freid.. — 30 ba 
Itaats-Schuldscheine. . 3 92 00 b Cöln-Minden — 495,50 bs 
Präm.-Anleihe v. 18563 % 131,50 bz do, Lit. B.] 8 * 8 93,76 @& 
Zerliner Stadt-Oblig. 4½ 101.50 ba 588 — 3 a 7 5 126 

2 Berliner 4% 101.40 be ax-Bodenbach. B. N * 

3 Pommersche . . 3% 5150 bi Gal. Carl-Lud w- B. 8% | — 4 | 86,25-87,25 bs 
2 Posensche neue.. 4 9430 6 Halle-Sorau-Gub. 0 — 4 | 1050 6 
2 Schlesische 3 — — Hannover-Altenb. ® — 4 18 20 

Kur- u. Neumärk, 4 | 39,50 bs Kaschau- Oderberg 5 — 16 50.60 b 

El Pemmoerscha . 4 9806.70 b I Kronpr. Rudolfb. 5 ] |5 | 5450 ba 
2 Posens che 4 | 96,50 br Ladwigah.-Bexb, | 9 — 4 (7475 6 
3 Preussische 4 96.50 8 Märk.-Posenor . . .| 0 — 4 21,78 526 
3) Westfal. u. Rhein. 4 98,60 @ Magdeb. -Halberst.! 3 — 4 | 3.15 520 
3 Sächsische. 98.90 8 Magdeb.-Leipzig. . 14 14 4 201,69 0 
a 4 | 96.60 b do. Lit. B. 4 a 4 9280 5 

Schlesische . 2 . ’ : = 
zadische Präm.-Anl. 4 21,14 bz Malns-Ludwigsh, .| 6 — 4 | 97,25 da 

Saierische 4% Anleihe/4_ 24,40 ba Niederschl,-Märk. .| 4 4 4 98 0 
Jöln-Mind. PFrämienzch 3½ 108.40 bz Kane A. C. D. . — — 32 = 5 !19,54b 

— ie 0. N — 63/1305 5817,66 

Lurh. 40 Thaler-Loose 257,50 B Ossterr.-Fr. St.-B. | 8 — 4 4619 21,ö50pF eb 
Zadische 35 FL-Loose 142,09 bz Oest. Nordwestb. | 5 — s 243,25 6 
Braunschw, Präm.-Anleihe 85,40 ba Oest.Südb.(Lomb.)] 1½ — 4 196-9662 pFeb. 
DIdenburger Loose 137 10 ba Ostpreuss, Südb. . : — 1 — 44 

— — Rechte-O.-U.-Bahn - 4 1103,60 ba 
Ducaten = bz Me rag 99,83 ba Beichenberg hard, ; 4 Pi 11216 N 85 

Jover. 20,9 @ eln ip. — — Rheinische — Fr 
Lapoleons 16,17 @ [Oest. Bkn, 176,90 do. Lit.B.(4% gar.)| 4 4 4 | 91 bs 
(mperiala — — Russ, Bkn, 02 90 bz Rhein-Nahe-Bahn 0 9 4 | 15 base 
Dollars — — U Rumäu. Eisenbahn 4 — 212.2 bz 
7 er 7 F 3 7 4 4 ＋ 1 

— ate. Stargard - Posener 101. * 
1 . — 8 — 90 bak [Thüringer Lit. A. 7 * Ai 111,20 ba 
Xrupp’schePartial-Ubl.)6 100. 

Juk b. PId. d,Pr.Hyp.-B. 1% un — Warschau-Wien. 10 — 1 218 bs 

do. ao. 9.50 ba 

Deutsche Hyp.-B.-Pib. 465 ‚oe = BR 

2 N. = | * 1 
F e ee e Elsenbahn-Stamm-Prieritäts- Aotlen. 

40. rcteb. b 1105 9592 bz Berlin-Görlitzer . .| 4 — 6 68 das 
do. do. do. 4½% 98,50 bz Berliner Nordbahn| e er 

Ink. K. a. fr na- a“ rar Ale s - J 20 2 B * 

. III. Em. do. ‚06 e-Sorau-Gub, 19,75 ba 

<ändb,Hyp.Schuld.do. 5 | 989 8 Hanuover-Altenb, | ® oe 5 25,59 0 
Ayp.-Anth.Nord.-G. C. B 5 101,00 bad Kahlfurt-Kalkenb. 2% ũ .— % 386 ® 
Semm. Hyp.-Briefe , 8 23 — 8 a. FA 5 | 640 

de, de. II. Em, A * eb. erst, 3% 53.75 b 
201m, Präm.-Pf. ik EIA == Br Op ink 0. 20 8 0 u 2 

40. do. m. A * r. Bü n. — 7 * 
d0.5e6Pf.ckulbr.m.1105 10.0 @ Pomm. Centralb. „ — Im | - 

40. 4½ do, do. m. 110 4% 95,00 B Rochte-O.-U.-Bahn 6½ — 6 107,60 56 
deininger Präm.-Pfdb.\4 101 b=@ Bumänier 8 2 |8 | 8,25 ba 
Zest. Silberpfandbr. . 5½ 54,15 bz& Saal-Bahn, .s.». 2%, 0 5 2» b 
de. Hyp.-Crd.-Pfdbr. 5 61.90 bz Weimar-Gera, 5 2% |6 | 22,50 bad 
2fäb.d.Oest.Bd.-Cr.-Ge, 5 96 G 
$chlos,Bodencr.-Pfdbr./5 |140,29 ba 

do, do. 4%! 94,00 6 5 
Judd. Bod.-Ored.-Pfdb.)5 102.00 8 Bauk-Paplere. 
do. de. 4% 35 98,00 8 Ang. Deut. Hand.-G. 6 — 4 ſeonv. — — 
Wiener Silberpfan 6 62.76 bd AngloDeutsche Bk. 0 — 51,75 bad 
2 1 191g — 4 184 B 
erl. Handels.-Ges. 7 — 4 | 90,80 bad 
Ausländische Fonds. do.Prod.-w.Hdls.-B.|10 0 Se 
dest. Bilberrente. . 44½ 64,75 bz Braunschw. Bank. 7 — 4 | 86,50 bed 

do. Papierrente, . 4½% 60, 2.2 bu jBresi. Disc.-Bank | 4 — 4 | 65,15 
40. der Präm,-Anl, .|4 |106,25 bz& Bresl.Maklerbank | @ — 4 —— 
de. Lott.-Anl. v. 60. 6 114.50 bad Bresl. Makl. Ver.-B.] 4 — 14 — — 
de, Credit-Loose „ . — 348, B Bresl. Wechslerb. 3 — 41646 
do. 64er Loose „ 295,30 B Coburg. Ored.-Bnk.“ 4 — 466 6 
„ 

do. 0. 5 2 arms re SH 2 

do. Beg r db. 88.10 ba Darmat, Zeitelbk: * — 97 2 
40.Cent.-Bod,-Cr.- A 4,6 ank — 79 = 
er ee 56.50 @ N 2 ee 7% — ftr. * bs 
Boln, Pfndbr. III. Em, 0. Hyp.-B. Ber! 30 bad 
FEE 

ik. rückz. p. 5 ‚75 ba b An 5 ; 4 
Sr ee ER NT T 

do. 5% Anleihe... . . ung, — = 
fransöslsche Rente ..5 10450 8 wb. Schuster u. O.] @ — 4 | 1750 v 
Ital. neue 5% Anleihe|5 | 71,70 bz Goth. Grunderedb,| 9 — 4 ]10475 b 
ital, Tabak-Oblig. . % |10050 6 Hamb. Vereins.-B,|tlı — 4 111525 @ 
Kanb-Grazerl00 Tür l. 478,70 bs JHannor. Bank. . 6% | — ja 1100,68 v0 
Rumanische Anleihe. 8 103.30 bz do. Disc. Bank 0 4 B 
Türkische Anleihe. . 5 | 20.50 Ve ee 55 — 480 bı& 

8t.-Kisenb.-Anl. 671,60 ba ‚ndw.-B. Kwilecki| 61 re 
Ing5%St-Eisenb.-Anl, : Leipa Wel Bar 98 — 1 1e ba 
10 Ir.-Loose — — uxemburg, Ba — 4 1101,75 0 
Fianische 15 Thlr-Löose 41,10 b. Magdeburger 40. 5% — f [103,25 B 
Türken-Loose 43,00 bB Meininger , 49. 4 |— 14 | 77,80 b2G 
ee 4 Moldauer Lds.-Bk.“ 3 — 4 2 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Neräd Grunder. 94 — f er 574 
gert Märk. Serie IL. 4% 99,50 B Ae e e 
do, Uhr. 561.14 1 Oest. Cred.-Actien] 6% — 4 38.86.37 pp. 
do. — s — Posner Prov.- Bank 6 — 4 1940 [334,50-36 
de, Hoss, Hordbakm!6 . Pr.Bod.-Or.-Act-B|8 | |4 | 90,50s2G [bz 
Zorlin-Görlits 10 3 B Pr. Cent.-Hod.-Grd. 8 750 B 
S ae: Ha engere Sächs. Bank.. 150 — 1 118% K 
rn Zn Süchs. Cred.-Bank| 6 — 14 | 81508 
ER ET ER Schl. Bank-Verein| 6 — 41 | 886 
40. d. FA Schi, Vereinsbank 8 — 4 881% 8 
1 do. G4 86 8 Thüringer Bank. 6 — 43,8 etbz& 
225 22 NT Bee Weimar. Bank...) 5% — 4 | 61 bıB 
5 40. 4.4% 90 B Wiener Unionsb, .| & — UK I—— 
3 22 
völn-Minden 4 10 B R 
do. Lie B. 4% 9825 ba In Liquidation.) 
do, ...1V.4 "| 91,50 b. et . 24 4 1 — A 9 0 
do. „„ „„ V. 89.50 B erl. ‚verein tr. be 
dalte-Sorau-Guben . 5 | 96,18 ba Berl. Lombard-B|0 — ftr. TB 
Aannever - Altenbeken 4½ — — — — — — fe es 
ärkisch-P ld — — r. „B, — ftr. 28. 
FH erat. 1. Ser. 97.00 Br.-Pr.-Wechsl.-B,| @ — tr. — — 
1 Si; II. 8 N 87.00 2 do. Hand. u,Entrep,| 0 fr. 
A ar. « 7 — = — ve 

36. do. Ob. L. u. H. (l 97,00 8 Centralb. f. Genos,| @ — fr. | 85,30 br& 
do, do. III. Ser4 | 96,50 @ Hessische Bank. | 0 — cr. | 58,75 0 
Oberschles. 4a. 1 Narschl. Cassenv.| 0 — fr | 0808 

ee 3 — — Ostdeutsche Bank.) 6 | — |fr. | 82,50 8 
. 12 — Pos. Fr.-Wechol.- B. 0 — ftr. 0,80. B 
do. . 1016 Pr, Credit. Anstalt 9 — ftr. 49 
K. Pr. Wechsler: uk. 0 — . — 
do. EN 47 —— Schl. Centralbank 2 — lin | 725 
do. G. . „ * 98,50 Vor.-Bk. Quistorp| 0 — it, I 11,75 bz 
do. M......441101,90 B 
do. von 1869/8 103.25 bzB 
do, von 1878.4 | 89.0 B industrie-Paplere. 
do, von 1874. 4½ | 96,50 bz Berl.Eisenb,-Bd-A.| 1 1— fr. 196,50 bıB 
do, Brieg-Naissel4,| — — D. Eisenbahnb.-G,| 0 — 14 | 12,80 ba 
do, Cosel-Oderb.4 | — —- do, Reiche-u. Co.-K.] 4 — |4| 70,25 bad 
dp. do, 5 {104,25 bzB Märk. Sch. Masch. G. 0 — 4 16,80 dz 
do,Stargard-Posen|4 — — Nord Gummifab.] 6½ — 46,78 bad 
e ee 
0. 0. m. 4 5 ton m.-G. 0 — ftr. | 5,50 be 
do. Kdrschl.Zweb. % — — 8 * 
Oetprouse, Südbahn 6 — — Pr. Hyp.-Vers.-Act. 18% is 4 |12625 B 
to-Oder-Ufer-k. % 103,25 @ Schles. Feuervers. 17 — 4 1662 0 
Schlesw, Eisenbahn. 4½ 98,30 G — 
D rsmarkhütte| 4 — 141 20.75 
Uhemnitz-Komotau . 3 25,0 8 Borken. Unlon 0 — 4 9530 b 
Dux-Beden bach... . 5 | 66,19. 6 Königs- u. Laurah. 10 — 4 61 bz 
8 Emission . » 7 5 55 1 8 - eu 1 2 a 
Prag- Dun. v. 1 % N 8 — 
Lal. Carl-Ludw.-Bahn. 5 87,30 52 Moritzhütte EL 0” — 4 |—— 
do, do, neues | 85,30 bag OSchl. Eisenwerke| 1 — 4 142 — 
Saschau- Oderberg. 5 | 64.80 b IRedenhütte . 0 — 4 3,0 
nn ee gr * — u m BT ee 4 — 419 6 
ng. Ostbahn. .... “ = Schl,Zinkh.-Actien — 4 84 
Gemberg-Czaruowitz . | 69,50 8 do, St.-Pr.-Act.] 7 — 4% 90,50 etbaG 
222 Fett: (nal 
0. 0. 1 30 ba: Vorwä ütto... — 14 15,50 B 
Mährische Grenzbahn 5 | 75,75 B 
1 Den e 2725 bz& eier) 400 9 > — 4 %s 0 
0. r. —— resl, Bierbrauer. — 4. —— 
Tronpr.-Rudolf- Bahn 6 | 7280 ba Bresl, K.-Wagond.] 6% | — 4 n 
. 5 N bz do, 7 * 5 — 14 149 ban 
do. o II. ‚00 B Erdm, nner 4 — 4 ] 21,70 bzB 
io, südl, Staatabahn 3 23020 bz Görlitz, Waren. * — 4 3¼8 6 
o. neue „20 b Hoffm's Wag. Fabr. 0 — — — 
do. Obligationens | 81.50 520 O.-Schl. Eisenb.-B.] 2 — 0 3 b 
Verschav-Wien II.. 6 | 9,50 ba Schl. Leinenind, ‚| 7% — 14 1856506 
do. III.. S ] 97,752 S. Act.-Br. (Scholtz) 6 2 
do, IV. 5 | 94,40 B de. Porzellan] o — 4 | 31 ba 
do, V. 8 92,25 ba Schl. nern 10 is un 
lo, Wagenb.- t. 0 a 800 
Bank-Discont 6 pCt, Jchl. Wellw.-Fabr.| 0 — 4 12 0 pin 
T,ombard-Zinsfuss 6pOt Wimelmsbütte MA.] & 2 —— 


Berlin, 28. Jan. I[Probucten bertel Noggen in matter Haltung 


r - —— fund in ſehr beſchränktem Verk Termine. L 
Breslau, 29. Jan. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 58 Cm. U.⸗P. — M. 58 C. ein Keule erhöle Forderung ben A 1. — Das 
5 Eisſtand. 5 — Roggenmehl feſter. — 


ließen ſich hingegen 
> t „Das Angebot iſt ſchwach. 
eizen wurde eine Kleinigkeit beſſer bezahlt. Es 


1 * 
4 


BE, 21 
der Umſatz fi 
MR gef ange woe Erne 
reiſen e umgeſetzt worden. — Spiri 
belebt. Für Sommertermine gab es eher Käufer als Verkäufer. 


we ie 
beben, “ 


teipfic feft ab 


Beisen Ioco 175—210 M pro 1000 Kılogr. nad Qualität geforberh 
weißer märliſcher — M. ab Bahn gelber mecklenburger — N. bei 
elber märkiſcher — M. ab Bahn bez., weißbunter polniſcher — M. ab 


ahn, ordinär gelb rumäniſcher — M. bez, pr. December⸗Januar — 
M. bez. pr. Januar⸗Febr. — M. bez., pr. April⸗Mai 194— 194% M. bez 
pr. Mai⸗Juni 198 —198½ M. bez., pr. Juni⸗Juli 203 M. dez. Gekündigt 
— Cinr. Kündigungspr. — M. — Ro 


nach Qualität gefordert ruſſiſcher 147—15C M. bez., polniſcher 150—152 
M. bez., inländischer 156161 M. ab Bahn bez., pr. December ⸗Januar 150 
bis 150 M. bez., pr. Januar⸗Februar 150—149% M. bez., pr. Frübjabr 
151—150% M. bez., pr. Mai⸗Juni 150 M. bez., pr. N. 3 150 M- 
bez. — Oekündigt 5000 Ctur. Kündigungsvreis 150% — Gerite loco 
132—180 M. nach Qualität gefordert. — Hafer per 7000 Kilo leco 135 
bis 180 M. nach Qualität gefordert, oſtpreußiſcher 150 —174 M., 


bez., ſächſiſcher 165—175 M. ab Bahn ben, pr. December⸗Januar — N. 
bez., pr. Jannar⸗ Februar — M. bez., pr. Frübiahr 162— 162% M. bez., pr. 
Mal- Jun 163 M. bez, pr. Juni Jult — M. bez. — Getlledigt — tur- 
Kanoigungspeeis — N — rosen: Kochwaarc 186 — 210 M., June waar 
166—175 M. — Weizenmehl pr. 100 Kilo. Br. unverſteuert incl. Sad Nr. O: 
27,00 — 26,00 M. bez., Nr. 00: — M. bez., Nr. U und 1: 25,50 — 24,00 M. 
Ir 5 Roggenmehl Nr. 0: 23,50-22,0 M., Nr. 0 und I: 21,00—19,50 
&- 
Januar zebruar 20,65 M. bez., pr 
pril 20,70—75 M. bez., vr. April 


Roggenmehl Nr. 0 und 1: pr. December ⸗Jannar — M. bez., pr- 
ebruar⸗März 20,65 M. bez., pr. März⸗ 
M. be ai 20,80 M. bez., pr. A 20,90 
M. bez., pr. Juni⸗Juli 20,95 M. bez., pr. Ng 20,95 — 21 M. bez. 
— Gekündigt — Etur. Kündigungspreis — — Delfaaten: Raps — M., 
Rübſen — M. nach Qualität bez. — Rüböl per 100 Kilo loco ohne Faß 
65 M. bez., mit Faß — M. bez, pr. December⸗Januar 65 M. bez., pr. 
anuar⸗Februar 65 M. bez., pr. Februar⸗März 64,8 - 65-648 M. 55 pr. 
ril⸗Mai 65,6 —8.—2 M. bez, pr. Mai⸗Juni 66—65,7 M. bez., pr. Sept. 
October 65,7—3 M. bez. Gekündigt — Einr Kündigungspreis — M. — 
Leinöl loco 158 M. bez. — Petroleum loco 31 M bez. ber 100 Kilo incl. 
Faß, pr. December⸗Januar 30,2 M. bez., pr. Januar⸗Februar 29,5 M. Gd, 
pe. Februar⸗März 28,5 M. bez. Abgelaufene Anmeldungen — M. bez., pr. 
April⸗Mai — M. bez., pr. Sepibr.⸗Octbr. 26,8 —7 M. bez. — Gekündigt 
125 Ciur. Ründigungspreis — M. . 
Spiritus per 10,000 viter loco „ohne Faß“ 43 M. bez, „mit Faß“ 
— MN. bez., pr. December⸗Jaunar 444-5 M. bez., pr. Januar⸗Februar 
44-5 . be „ br. Närz⸗Abril — N. ** pr. April⸗Mal 46,9 —47 N. 
bez., yr. Mai-Juni 47 4—5 M. bez., pr. Juni⸗Juli 48,5 —6 M. bez., pt. 
uli⸗Auguſt 40,6 0 M. bez., pr. Auguſt⸗Septem der 50,6 —9 M. bez., pr. 
ai vember — M. bez. — Gekündigt 20,000 Liter Kardigengspreis 
44,5 M. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſttats⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


Januar 28. 29. Nachm. 2 U. Abs. 10 U. Morg. EM 
Luftorud bei 0e 337%, 8 . 337.47 j 33741 
Zuftwarm | — *. 6°3 | — 68 
Dunſtorucfk zung 4 14,04 140% 
Dunſtſättigung 4 95 y6i. 94 pCt. 96 pCt. 
Wind 50 au.“ SO. 2 1 W. 1 
Wetter nabe. heiter trübe, Nebel. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 

Konſtantinopel, 28. Januar. Officiell wird gemeldet: Nach dem 
heftigen Kampfe vom 26... M. wurden die die nach Trebinje füh⸗ 
rende Route occüpirenden Inſurgenten wieder zerſtreut. 

Madrid, 28. Januar. Caſtelar nahm die Deputirtenwahl an 
und zeigte an, er werde an den Cortesberathungen theilnehmen. 
Mehrere Adlige unterzeichneten eine Petition um die Erhaltung der 
katholiſchen Glaubenseinheit. 


[Militärs Wochenblatt] v. Bojan, Oberſt⸗ Lieutenant vom 8. 
Pommerſchen Inſanterie⸗Regiment Nr. 61, und Heinſius, Major vom 
3. Pommerſchen Ianfanterie⸗Regiment Nr. 14, mit Penſion zur Dis poſition 
geſtellt. Schwierz, Dberit:£t. vom Schleſiſchen Füſ.⸗Regt. Nr. 38, unter 
Stellung zur Disp. mit Penſion, en Bezirks⸗Commor. des 1. Bataillons 
(Rofenberg) 4. Oberſchleſ. Lan w.⸗Regts. Nr. 63 ernannt. Elsner, Major 
dom 6. Pomm. Inf.⸗Regt. Nr. 49, unter Stellung zur Disp. mit Penſion, 
um Bezirks⸗Commdr. des 2. Bals (Teltow) 7. Brandenb. Landw.⸗Regts. 
er. 60 ernannt. Schaake, Major zur Disp., unter Entbindung von der 
Stellung als Bezirks⸗Commdr. des 1. Bats. (Roſenberg) 4. Oberſchleſ. Land⸗ 
wehr⸗Regts. Nr. 63, mit feiner bisherigen Penſion, Ausſicht auf Anſtellung 
im Civildienſt und der Uniform des 1. Ooerſchleſ. Inf.⸗Regts. Nr. 22, det 
Abſchied bewilligt Hawlitſchka, Sec.⸗Lt. von der — mr des 1. Batd- 
(Striegau) 1. Schleſ. Landw.⸗Regis. Nr. 10, Lehmann, Pr. Lt. von der 
Landw.⸗Inf. des 2. Bats. (Brieg) 4. Niederſchleſ. Landw.⸗Regts. Nr. 51, 
dieſem als Hauptm., Oopitz, Pr. Lt von der Landw.⸗Inf. des 2. Bataillon? 
(Coſel) 3. Oberſchleſ. Landw.⸗Regts. Nr. 62, dieſem als Haupmann mit det 
Landw.⸗Armee⸗Uniform, Exner, Sec.-Lt. von der Landw. Inf. deſſelben 
Bats., als Pr.⸗Lt., — der Abſchied bewilligt. . 


Im Verlage von Sam, Lucas in Elberfeld erſchien joeben: „Ju“ 
verläſſiger Aus rechner“ für Haushaltungen, Techniker, Handel und 
Gewerbetreibende. Enthaltend vollſtändig ausgerechnele Preiſe für % bis 
5000 Stück, Ellen, Meter, Pfunde, Neulothe, Liter ꝛc. von 1 Pfennig bis zu 
14 Reichsmark, nebſt genau berechneten Zinstabellen für 3%, 4, 4%, 5, 
5% und 6 Procent und der Verwandlung der Werkfuße, Zolle und Linien 
in Meter und Centimeter, wie auch des Werk, Flächen⸗ und Kubik⸗ (oder 
Körper,) Maßes in metriſches Flächen: und Kubik⸗Maß. Preis broicirt 
1 Mark 20 Pf., cartonnirt 1 Mark 35 Pf. Jedermann macht Ein⸗ oder 
Verkäufe, ein Jeder hat daher auch mehr oder weniger zu rechnen und wird 
deshalb ein Buch, welches in überſichtlichen Tabellen die vollſtändig ausge⸗ 
rechneten Preiſe von % bis 5000 Stück ꝛc. und bon 1 Pf. bis 14 Mark 
bringt, ſowie außerdem noch allerhand andere wichtige Tabellen enthalt, ge“ 
wiß vortheilbaft verwenden können. Obiger Ausrechner ſollte daher in jedem 
Comptoir, in jeder Werkſtatt und Haushaltung vorhanden ſein. 


Stadt- Theater. a Gelegenheitskauf 


einem 
Sonnabend, den 29. Jan. 20. Vor⸗ verkaufe ich, um ſchnell zu räumen, 
ſtellung im Bons⸗Abonnement. Zum ey balben früheren Koſtenpreiſe und 
letzten Mal in dieſer Saijon. Bei] bei Entnahme von 10 Flaſchen, 
Mittelpreifen: „Roſen im Norden „., Rothwein, Bordeaux, à F. 8 Sgr., 
oder: „Des Teufels Wette.“ Ro. feinen Aheinwein, a Fl. 7% Sgr., 
mantiſch⸗ſatyriſches Märchen mit] feinen Moſelwein, à Fl. 6 Sgr., 
Geſang und Ballets in 3 Acten 


Y 


j Muscat Lünel (ſüßer), & Fl. 7 Sarr 
(11 Tableaup) von Wollheim. Muſik] Ungarwein (tie) 1. 12% Sgr., 
bon E. Ehrhard. Tokayer⸗Ausbruch, a Fl. 17% Sgr., 


Sonntag, den 30. Januar. Außer] Champagner, à Fl. 25 Sgr., 
Abonnement: „Wilbelm Tell.“ une * gr. F. 155 Sgr. 
Heroiſch romantiſche Oper mit Tanz] Jamalca⸗Rum, , + 11% Eger 
in 4 Acten Muſik von Roſſini. echt. ſchweiz. Abſynth⸗Extr. a Fl. 20 Sar 


Die Flaſchen berech it 1 Sgr. 
Lobe - Theater. ie Fla echne m 


und werden ir ſelben Preiſe # 
Sonnabend, den 29. Januar. Zum genommen. 28 j 
T. Maler, einde“ Ae e cen e e, e 
per in cten nach dem Frans: 5 
Vſiſchen des fire von 3 Gerede Rümmel, > 
Wichert. Muſik von Rich. Wüerft. 
Cbevalier von Faublas, Fräulein 
zophie König; Marquiſe v Ber⸗ 
nis, Frl. Weiſer.) [2275 
Sonntag. Doppel⸗Vorſtellung. Erſte 
Vorſtellung: Anfang 3% Ubr. 
Bei ermäßigten Preiſen: Z. 59. 
N . Reiſe um die Erde in 


Zweit Ber fe U Anfang 7% Uhr 
e Vorſte : Anſan * 
3. 2. M. „Faublaz. 


N 


\ 75 
— — à Fl. 5 Sgr. 


Franzbranntwein "HS 


Aufträge nach auswärts werden 
prompt ausgeführt. 


A. Gonschior, . 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graßl, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau 


yon loco 147 —162 M. pro 1000 121 | 


weſt⸗ 

preußiſcher 150—174 M. ruſſiſcher 150—174 M, vommerſcher 165 —175 M. 
bez., mecklenburgiſcher 165—175 M. bez., böhmiſcher 165—175 M. ab Bahn 
} 


urüds 
böher⸗ 


